leuten und Volkswirten, die ſchon der vor 
wirtſchaftsrat vereint, entſpricht nun allerdings nicht 
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direkt vom Verlage 


Demoßratie der Arbeit. 


Vor kurzem iſt 


Aufſatz von mir erfebienen, de 


Ideen darlegt, auf 


in einer großen amerikaniſchen Fachzeitſchrift „Modern System“ ei 
cf r den amerikaniſchen Wirtſchaftstreiſen ausführlich die 
denen der deutſche Reichswirtſchaftsrat begründet iſt. Soweit darin 


über die Vorgeſchichte des Reichs wirtſchaftsrates und von den Männern der Wirtſchaft 


die Mitglieder 
Aufſatz nichts, . 
Aber ich glaube, daß die 
Stellung und Organſation 


Ausgeſtaltung und für die grundſät 
halten, auch in Deutfchland Intereſſe finden dürften. Ich drucke 
1 


ſchaftsgeſetzgebung ent 
ihn deshalb nachſtehend ab. 


1—3. 


Der illuſtren Geſellſchaft von Induſtriellen, Kauf 
läufige Reichs 


ganz die Aufgabe, die der Reichswireſchaftsrat erfüllen 
ſoll. Die Reichsverfaſſung räumt ihm den Plas einer 
oberſten Gutachterbehörde ein. In Artikel 165 der 
neuen Verfaſſung, die ſich das Reich unter dem Datum 
vom 11. Auguft 1919 gegeben hat, wird die Aufgabe 
des Neichswirtſchaftsrates folgendermaßen umfchrieben: 
„Sozialpolitiſche und wirtſchaftspolitiſche Befegentwürfe 
bon grundlegender Bedeutung folen von der Reichs 
regierung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtfehafts- 
rat zur Begutachtung vorgelegt werden. Der Reichs- 
wirtſchaftsrat hat das Recht, ſelbſt ſolche Geſetzesvor⸗ 
lagen zu beantragen. Stimmt ihnen die Meichsregierung 
nicht zu, ſo hat ſie trotzdem die Vorlage unter Dar- 
legung ihres Standpunktes beim Reichstag einzubringen. 
Der Reichswirtſchaftsrat kann die Vorlage durch eines 
feiner Mitglieder vor dem Reichstag vertreten laſſen.“ 

Darin iſt der weſentlichſte Anterſchied gekennzeichnet, 
der zwiſchen dem Reichswirtſchaftsrat und den bisher 
üblichen Formen der Parlamente beſteht. Der Reichs 
wirtſchaftsrat hat die Pflicht zur Begutachtung. Er 
hat ſogar das Recht, von der Regierung zu verlangen, 
daß ſie ſein Gutachten einfordere. Er hat ferner das 
darüber hinausgehende Recht, Initiatiwantrage direkt 
vor den Reichstag zu bringen und dort zu vertreten. 


des vorläufigen Reichs wirtſchaftsrates ſind, berichtet wird ä i 
läufig taral Auen 

was für Die deutſche Oeffentlichkeit neu wäre und iu eren a 

weiteren Kapitel, die neben einer Kritik der augenblicklichen 
des Reichswirtſchaftsrates Vorſchläge für feine zukünftige 


ſätzlich notwendig erſcheinende Amformung der Wirt. 
G 


Aber er hat nicht das Recht, an der Geſetzgebung durch 
Beſchluß mitzuwirken. Er hat nicht einmal das Recht, 
ſeine fachmänniſche Kontrolle in irgendeiner Weiſe 
wirkſam zu geſtalten, wenn Regierung und Reichstag 
ſich gemeinſam den Auswirkungen ſeiner Kontrolle 
widerſetzen. 

4. 

Durch dieſe eigenartige Stellung des Nei irt- 
ſchaftsrats ergibt fih auch die beſondere is: ah 
Geſchäftsordnung. 368 Sachverſtändige ſind etwas 
viel, und ein ſachverſtändiges Gutachten von 368 Männern 
und Frauen in klarer Form der Oeffentlichkeit mitzu⸗ 
teilen, ift nicht ganz leicht. Deshalb iſt neben der 45 
ſtimmung nach Köpfen die Abſtimmung nach Ku ri 
angeordnet. Sobald eine Gruppe des Keichswirtſchaft 4 
rats oder die Regierung es verlangt, muß nach Gru en 
abgeſtimmt werden Es iſt dann möglich, nicht 9155 
das Mehrheitsverhältnis innerhalb der eine Gru 1 
noch einmal ausdrücklich bekannt zu geben, ſonder Paen 
Minderheit in jeder Gruppe hat auch das Recht, A 
Wirken ausdrücklich zu kommentieren. Çin fep ma 
fälliger Abſtimmungsapparat. r mer: 

Aber 368 Köpfe find auch nach è ; 
hin etwas reichlich. Der dete N 
da er nicht auf Grund irgendeines mehr oder SS 
allgemeinen Wahlrechts in der Kammer ſitzt en 
Fenſter hinaus für das Ohr ſeiner Wähler u ß 
Aber jeder will doch immerhin den Verbänden 1 65 
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präſentieren, nach Möglichkeit zeigen, daß er auch etwas 
tut, Außerdem figen im Reichswirtſchaftsrat viel mehr 
als im politiſchen Parlament Männer, die wirklich 
etwas zu ſagen haben, wenn ſie aufſtehen, um ihre 
Meinung zum beſten zu geben. Das alles zu hören, 
wäre ſicher ſehr lehrreich, aber nicht alles Lehrreiche 
iſt politiſch nützlich. And es hat keinen Zweck, neben 
dem politiſchen Parlament, in dem bereits mehr als 
genug geredet wird, nun auch noch eine zweite Kammer 
zu haben, die vielleicht beſſer, aber ebenſoviel redet. 
Infolgedeſſen war es die Aufgabe der Geſchäftsordnung 
des Reichswirtſchaftsrates, große Reden zu etwas 
Feiertäglichem zu machen, dagegen aber ein verhand- 
lungsfähiges Gremium zuſammenzuſtellen, das jederzeit 
leicht zuſammen zu berufen war und in ſachverſtändiger 
Kürze ſeine Beſchlüſſe faßte. Denn in einem ganz 
weſentlichen Punkte unterſcheidet ſich die Arbeit des 
Reichswirtſchaftsrates von der Arbeit des Parlamentes: 
das Parlament kann bis zu einem gewiſſen Grade ſelbſt 
beſtimmen, wann es zuſammentritt, und die Regierungs- 
behörden haben ſich mit der Ausarbeitung von Geſetzes⸗ 
vorlagen dann danach zu richten, wann die Abgeordneten 
verſammelt ſind. Dem Reichs wirtſchaftsrat aber ift 
die Regierung verpflichtet jede kleinſte wirtſchafts⸗ 
politiſche Verordnung zur Begutachtung vorzulegen. 
Infolgedeſſen muß theoretiſch der Reichs wirtſchaftsrat 
immer verſammelt ſein. Das geht praktiſch nicht, und 
deswegen iſt gleich durch die Geſchäftsordnung des 
Reichswirtſchaftsrates feſtgelegt worden, daß neben der 
Verfaſſungskommiſſion, die die zukünftige Verfaſſung 
des endgültigen Reichswirtſchaſtsrates beraten ſoll, noch 
ſtändige Kommiſſionen für Wirtſchaftspolitik, Finanz- 
politik und Sozialpolitik, eingeſetzt werden ſollen. 

Die Kommiſſionen für Wirtſchaftspolitik und Go- 
zialpolitik, die aus je 30 Mitgliedern und 30 Stell- 
vertretern beſtehen, beraten in Fragen, die Wirt⸗ 
ſchaftspolitik und Sozialpolitik gemeinſam angehen 
(und das ſind natürlich ſehr viele), in gemeinſamer 
Sitzung. Die wirtſchaftspolitiſche Kommiſſion iſt ſtändig 
in Berlin verſammelt. Sie hat in der kurzen Zeit, feit- 
dem der Reichswirtſchaftsrat verfarimelt iſt, faſt jeden 
Tag entweder ſelbſt oder in Form irgendeiner Anter⸗ 
kommiſſion Sitzungen abgehalten. Sie ſteht in engſter 
dauernder Fühlung mit allen Behörden und iſt ſchon 
jetzt wohl der mächtigſte wirtſchaftspolitiſche Faktor in 
Deutſchland. Denn es gibt keine noch ſo kleine wirt⸗ 
ſchaftliche Maßnahme der Regierung. die ihm nicht vor- 
her begutachtend vorgelegt werden muß, oder an der er 
nicht Kritik zu üben vermag. Die Kommiſſionen haben 
auch das Recht, Sachverſtändige in beliebiger Zahl zu⸗ 
zuziehen und ſie enquetemäßig zu vernehmen. Von 
dieſem Recht iſt bereits häufig Gebrauch gemacht worden. 
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Die Stellung des Reichswirtfihaftsrates innerhalb 
der politiſchen Maſchinerie iſt alſo ſehr eigenartig. 
Eine Zwitterſtellung, die auf die Dauer gar nicht haltbar 
fein kann. Schon allein die Tatſache, daß die ſämtlichen 
wirtſchaftlichen Organiſationen eines Landes ſachver⸗ 
ſtändige Männer zur Beratung von Geſetzen und zu 
dem Zweck geſetzgeberiſcher Anregungen auf wirtſchaft⸗ 


lichem Gebiete in eine Körperſchaft entſenden, und daß 
dann dieſe 368 ausgeſiebten Sachverſtändigen nicht den 
mindeſten zwingenden Einfluß auf die Geſetzgebung 
haben, iſt etwas ſehr Sonderbares. Aber dieſer ſonderbare 
Zuſtand wird dadurch nicht beſſer, daß die Entſcheidung 
über die Geſetze in der Hand der Mitglieder eines 
politiſchen Parlaments liegt, das nicht unter dem Ge- 
ſichts punkt der Sachverſtändigkeit, ſondern auf Grund 
ganz anderer Erwägungen gewählt worden iſt. So 
lange nach den Regeln des überlieferten Verfaſſungs⸗ 
lebens es als ſelbſtverſtändlich galt, daß ein jedes Par⸗ 
lament aus mehr oder weniger allgemeinen Volkswahlen 
hervorgehen müſſe, ſtand ja die Frage der Gadver- 
ſtändigkeit, die nur von unverbeſſerlichen Skeptikern ab 
und zu angeſchnitten wurde, gar nicht zur Oiskuſſion. 
Der Reſpekt vor dem größten Stimmzettelhaufen ließ 
ſolche Erwägungen gar nicht aufkommen. Wem Gott 
das Mandat verlieh, dem gab er auch die Sachkunde. 
Wenn man nun aber jetzt einmal angefangen hat, 
zwiſchen ſachverſtändigen und nichtſachverſtändigen 
Politikern zu unterſcheiden, und wenn man dann den 
Sachverſtändigen die Pflicht auferlegt, gute Ratfchläge 
zu erteilen, den nichtſachverſtändigen Politikern aber das 
Recht verfaſſungsmäßig verbürgt, dieſe guten Ratfchläge 
in den Wind zu ſchlagen, fo ift das eine Einrichtung, 
von deren Weisheit nicht mebr jedermann ſo ohne 
weiteres überzeugt ſein dürfte. 

Es kommt aber noch die Qualität der parlamenta⸗ 
riſchen Perſönlichkeiten in Betracht. Ich maße mir kein 
Arteil über die Zuſtände in andern Ländern an. In 
Deutſchland jedenfalls iſt das Niveau des politiſchen 
Parlamentarismus in den letzten Dezennien der Herr- 
ſchaft Wilhelms II. enorm zurückgegangen, und die Re- 
volution hat es nicht gehoben. Ein erſchreckender 
Mangel an Perſönlichkeiten! Man hat immer verlangt, 
daß zur Aufbeſſerung des Niveaus insbeſondere die 
großen Führer der Wirtſchaft ſich mehr als bisher der 
parlamentariſchen Laufbahn widmen ſollen. Dieſes 
Verlangen iſt frommer Wunſch geblieben. Es hat bis 
zu den jetzigen Reichstagswahlen gedauert, um überhaupt 
eine größere Anzahl wirtſchaftlich wertvoller und aner- 
kannter Männer in das Parlament zu bringen. Was 
aber beim Reichstag nur allmählich und dann auch noch 
ſehr ſpärlich gelungen iſt, war beim Reichswirtſchafts⸗ 
rat mit einem Schlage vorhanden: die Führer der 
Wirtſchaft ſelbſt, nicht ihre bezahlten Generalſekretäre 
find Mitglieder des Reichswirtſchaftsrats. Es ſteht 
mithin nicht bloß die Sachverſtändigkeit der wirtſchaft⸗ 
lichen Korporationen gegen die Anſachverſtändigkeit des 
politiſchen Parlaments, ſondern es ſteht die beſonders 
hohe, geiſtig intellektuelle Perſönlichkeit der meiſten 
Mitglieder des Reichs wirtſchaftsrats gegen die Þe- 
ſonders niedrige ſoziale Bedeutung der meiſten Mit- 
glieder des politſchen Parlaments. 

Solche Männer haben nicht Luſt, auf die Dauer 
Staffage zu bilden. Wenn der Reichswirſchaftsrat die 
ihm von der Verfaſſung zugewieſene Stellung auf die 
Dauer behalten ſollte, ſo würden wohl bald die Snduftrie- 
kapitäne aus dem Gremium ausſcheiden und ihre Ge- 
kretäre hineinſchicken. Es iſt aber wenig glaubhaft, daß 
fih die Dinge fo abſpielen werden. Denn die im Wirt- 
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ſchaftsrat vertretenen Führer der Induſtrie, des Handels 
und der Bankwelt empfinden die Entwicklung der Be- 
deutung der Körperſchaft, der ſie angehören, als eine 
Frage des eigenen Preſtiges Es kommt hinzu, daß 
für die Vertreter der Arbeiterſchaft noch ganz beſondere 
Gründe mitſprechen, dem Reichs wirtſchaftsrat eine 
lebensfähige Entwicklung zu geben. Es iſt deshalb vor. 
auszuſehen, daß bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit 
ein unter der Oberfläche ſich jetzt ſchon abſpielender 
Kampf offenbar werden wird: der Kampf des 
Reichswirtſchaftsrates um politiſche 
Macht und um die Gleichberechtigung mit dem Reichs. 
tag, der auf der Grundlage des allgemeinen Wahl. 
rechts beruhenden Volkskammer. 


6. 

Dieſen Kampf haben manche politiſchen Parlamen- 
tarier von Anfang an vorausgeſehen, haben namentlich 
die Führer der politiſchen Parteien gefürchtet, die ihre 
Alleinherrſchaft über die Volksſeele bedroht ſahen, 
die agitierten mit dem Schlagwort: Der Reihs- 
wirtſchaftsrat als Wirtſchaftsparlament fei eine Stände 
kammer, d. h. eine reaktionäre Einrichtung zur De 
kämpfung der jungen Demokratie. Richtig ift an dieſer 
Behauptung, daß für das berufsſtändiſche Parlament 
ſich zum Teil auch ſolche Kräfte einſetzen, die der jungen 
demokratiſchen nachrevolutionären Entwicklung nicht be. 
ſonders günſtig geſinnt waren. Auf der anderen Seite 
aber trat wiederum gegen das Wirtſchaftsparlament 
eine Reihe ſolcher Politiker auf, die eine Demokratie 
mit zwei Kammern grundſätzlich als unvollkommen 
bielten und der Auffaſſung waren, daß nur eine einzige 
Volkskammer mit möglichſt ungehemmter Geſetztätigkeit 
Friede, Glück und Wohlfahrt des Staates und der 
Welt ſichern könnte. 

Aber alle dieſe Argumente ſind ganz nebenſächlich 
und entſtammen der parlamentariſchen Scheinwelt. In 
Wirklichkeit iſt die Frage des Sachverſtändniſſes der 
Angelpunkt des ganzen Problems. Man muß fragen: 
Kann Wirtſchaftspolitik mit Zungenfertigkeit oder muß 
ſie mit Sachverſtändnis gemacht werden? Die moderne 
Wirtſchaftspolitit ift unendlich kompliziert. Ihre Streit 
fragen find ſchon für den Fachmann nicht immer gang 
leicht lösbar. Bereits in früheren Zeiten war es 
eigentlich kein Idealzuſtand, daß darüber, ob Gilber- 
währung oder Goldwährung, ob Freihandel oder Schutz ⸗ 
zoll, ob Zentralbankſyſtem oder dezentraliſiertes Bani- 
weſen für das Land nützlicher ſei, im weſentlichen danach 
entſchieden wurde, ob der Wähler liberal oder fonfer- 
vativ, ob er ſozialiſtiſch oder bürgerlich war und dachte. 
In Deutſchland mehr als in allen anderen Ländern 
wurden aus den ſubtilſten wirtſchaftlichen Fragen Welt⸗ 
anſchauungsprobleme gemacht, die in den Boltöver- 
ammlungen tiefgründig diskutiert wurden. Deutſchland 
tann fih heute den Luxus nicht mehr geftatten, über 
Fragen wie „Kartellwirtſchaft oder freie Wirtſchaft 
oder „direkte oder indirekte Steuern“ noch theoretiſch zu 
diſputieren. Heute wo der Geſetzgeber die Wirtſchaft 
is ins einzelne regelt und daher die politiſche Ma- 
: die Einzelheiten der 
man nicht Theorie 


line ihre Wirkungen ſchon bis in 
Ausg.. ee mat 


fondern Praxis, muß das Sachverſtändnis des Parla 
menteg ſichergeſtellt fein. Eine große Reihe von Ber- 
ſtaatlichungen, gegen die vom theoretiſchen Standpunkte 
erhebliche Bedenken erhoben werden könnten, ſind im 
heutigen Deutſchland aus ſtaatsfinanziellen Gründen 
unumgänglich geworden. Ein Monopol muß aber auch, 
wenn es dem Staat gehört, ſachverſtändig und fach⸗ 
männiſch geleitet werden. Die Frage, ob der Monopol⸗ 
preis einer Zigarre 6 oder 6 Pfennig betragen foll, 
iſt eine Rentabilitätsfrage für das ſtaatlich betriebene 
Anternehmen einerſeits und für den fiskaliſchen Beutel 
andererſeits. Sie kann nicht danach entſchieden werden, 
ob der Abgeordnete Schultze ſeinen nichtrauchenden 
Wählern verſprochen hat, aus der Tabakbeſteuerung 
möglichſt viel herauszuholen, oder ob der Abgeordnete 
Müller den Rauchern unter feinen Wählern die Zu- 
ſicherung gegeben hat, ihnen den Tabakgenuß nach 
Möglichkeit zu verbilligen. Mit anderen Worten: die 
Frage nach dem Verkaufspreis der monopoliſierten 
Artikel kann nicht als Weltanſchauungsfrage zwiſchen 
Katholiken und Freimaurern und zwiſchen Sozialiſten 
und Bourgeois ausgetragen werden. 

Gegen dieſe Erkenntnis werden ſich die Parteiführer 
und die politiſchen Parlamentarier noch lange ſträuben. 
Aber wenn es im Falle eines Kampfes zu einem ernſten 
Konflikt zwiſchen dem Wirtſchaftsrat und dem Neichs⸗ 
tag in Deutſchland käme, ſo würde wahrſcheinlich das 
deutſche Volk ganz klipp und klar vor die Entſcheidung 
geſtellt werden: ſachverſtändige Kammer oder Plapper⸗ 
mühle. Es könnte vielleicht zweifelhaft ſein, wie ſich 
ein vor eine ſolche etwas überraſchende Alternative ge- 
ſtelltes Volk entſcheiden würde, wenn nicht in dieſer 
Entſcheidung der größte Teil des Volkes in einer Weiſe 
bereits feſtgelegt iſt, die er heute ſelbſt noch nicht klar 
erkennt. 

Der RNeichswirtſchaftsrat ift der Vertreter der 
produzierenden Stände. Irgendwie gehört dazu jeder 
Staatsbürger, und an der Wirtſchaft intereſſiert — 
als Konſument — iſt überhaupt jeder Staatsbürger. 
In Oeutſchland ift die große Maffe der Staatsbürger 
faſt durchweg entweder als unternehmer oder als Arbeiter 
oder als Verkäufer und Wohnungsmieter in einem Be- 
rufs verein, in einer Gewerkſchaft, einer Konſumgenoſſen. 
ſchaft oder einem Mieterverein organiſiert. And dieſe 
Verbände bilden den Reichs wirtſchaftsrat. Der Reihs- 
wirtſchaftsrat repräſentiert mithin weſentliche Teile des 
deutſchen Volkes viel enger und viel deutlicher als die 
ſogennante Volkskammer, eine Entſcheidung des Volkes 
gegen den Reichswirtſchaftsrat würde mithin gewiſſer⸗ 
maßen eine Entſcheidung aller Volksklaſſen gegen den 
eigenen Beruf, gegen die eigene Wirtſchaftleiſtung und 
damit gegen das ureigenſte Lebensintereſſe bedeuten. 

Daher läßt fih ohne viel Prophetenſinn voraus- 
fagen: der Kampf des Reichswirtſchaftsrates um die 
politiſche Macht wird ſehr bald energiſch einſetzen 
Wenn die Parole dann ſchon nicht lauten wird: 
„Wirtſchaftsparlament oder politiſches Parlament“, 
ſo wird ſie mindeſtens heißen: „Wirtſchaftsparlament 
und politiſches Parlament“. In ganz ähnlicher Weiſe 
wie das 19. Jahrhundert in England ausgefüllt war 
vom Kampf des Hauſes der Commons gegen das Haus 


der Lords, wird das 20. Jahrhundert ausgefüllt jein von 
dem Kampfe des Wirtſchaftsparlaments um ſeine 
Herrſchaftsrechte. And zwar nicht nur in Deutſchland, 
ſondern wahrſcheinlich in der ganzen Welt. Denn es 
iſt unausbleiblich, daß in allen Ländern ſich die gleiche 
Entwicklung mit mehr oder weniger großen Abwandlungen 
vollziehen muß. 
2 

Denn der Kampf für Wirtſchaftsparlamente iſt — 
neben allem anderen auch — der Kampf für die 
parlamentariſche Reinlichkeit gegen die parla- 
mentariſche Korruption. 

Naive Menſchen pflegen es manchmal fo darzu⸗ 
ſtellen, als ob das Weſen der parlamentariſchen 
Korruption darin läge, daß wirtſchaftliche Intereſſen 
ſich in den Parlamenten durchzuſetzen verſuchten. Das 
heißt von vornherein, das Wirtſchaftliche zum An⸗ 
moraliſchen ſtempeln. Das heißt, ſich derjenigen Funktion 
ſchämen, die der Menſch am meiſten während ſeines 
ganzen Lebens ausübt. Das erinnert an die der 
Ziviliſation unbegreifliche Scham des Wilden, zu be⸗ 
kennen, daß er ißt. 

Wirtſchaften, d. h. in ſozialer Gemeinſchaft arbeiten, 
iſt nicht unmoraliſch, ſondern im allerhöchſten Maße 
moraliſch, und wirtſchaftliche Intereſſen ſind nicht un⸗ 
berechtigt, ſondern im höchſten Maße beachtenswert. 
Politik iſt überhaupt zum überwiegenden Teil nichts 
anderes als Wirtſchaft. Aber leider herrſcht gerade 
in der Politik noch immer die ſentimentale Verlogenheit, 
nur das als Ideal anzuſehen, was außerhalb der Wirt- 
lichkeit liegt. In Deutſchland, dem Land der großen 
Philoſophen und der kleinen Weisheiten, der vielen 
guten Schulen und der vielen ſchlechten Schüler, herrſcht 
dazu eine ganz beſondere Neigung. Ein wirſchafts⸗ 
politiſches Geſetz darf bei uns im Lande nicht damit 
begründet ſein, daß es praktiſch notwendig und wirt⸗ 
ſchaftsfördernd iſt; die Annahme eines ſolchen Geſetzes 
wird vielmehr durch nichts ſo gefördert, als wenn man 
nachweiſen kann, daß der Kirchenvater Thomas v. Aquino 
oder (wenn die Mehrheit anders gelagert iſt) der 
Kirchenvater Karl Marx bereits in einer mehr oder 
weniger grauen Vorzeit eine ähnliche Forderung ge- 
ſtellt hat, oder wenn man mit einem Zitat von Schiller 
oder Goethe (manchmal auch von Homer oder Horaz) 
für das Geſetz eintreten kann. 

Die wirtſchaftlichen Intereſſen laſſen ſich aber nicht 
totſchlagen. Wenn man ihnen die Vorderiüren fperrt, 
ſo begeben ſie ſich illegitim über die Hintertreppen. Die 
Abgeordneten ſprechen zwar von Schiller und 
Goethe, die Parteien empfangen aber ihre Wahl⸗ 
gelder von Hugo Stinnes oder vom Geheimen 
Juſtizrat Rieſſer, dem ehemaligen Bankdirektor und 
Präſidenten des „Hanſabundes für freien Handel“. 
Die wirkliche Herrſchaft in den Parlamenten üben be⸗ 
reits ſeit langem die Sekretäre der wirtſchaftlichen 
Verbände. Die darin zum Ausdruck kommende Korruption 
liegt aber nicht in der Durchſetzung wirtſchaftlicher 
Intereſſen, ſondern in der dauernden Täuſchung des 
Wählers, der in Deutſchland tatſächlich noch an den 
Idealismus ſeiner Partei glaubt und mit idealen 
Schlagworten an die Wahlurne gelockt wird. 
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Es iſt zweifellos ein ſchönes Ideal, ein Parlament 
in der reinen Atmoſphäre der Weltanſchauungen zu 
erhalten. Will man das aber für die Volkskammer 
erreichen, ſo muß man ſie vom wirtſchaftlichen 
Stoff entgiften. Das kann man nur, wenn man 
die wirtſchaftliche Intereſſen vertretung offen als berechtigt 
anerkennt und für deren Vertretung ein eigenes Parla- 
ment gründet. Das Wirtſchaftsparlament ſoll die offene, 
legitime Vertretung der wirtſchaftlichen Intereſſen ſein, 
der Ort, wo die Intereſſen der verſchiedenſten Gruppen in 
aller Offenheit einander gegenübertreten und miteinander 
ringen, der Ort, wo ſchließlich aus den entgegengeſetzten 
oder übereinſtimmenden Intereſſen der verſchiedenſten 
Berufsgruppen das Intereſſe der geſamten nationalen 
Produktion und damit auch das wichtigſte Lebens⸗ 
intereſſe der geſamten Volksgemeinſchaft herausgeſchält 
werden kann. 

8. 

Wirtſchaftsparlamente ſind aber nicht bloß eine 
ſoziale und politiſch⸗moraliſche Notwendigkzit, fie find 
für die praktiſche Durchführung der Geſetze unentbehrlich. 
Die moderne Geſetzgebung ift zu ſieben Achteln wirt- 
ſchaftlicher Natur. Die Geſetze ſind kompliziert und 
bieten ungeheure Möglichkeiten der Amgehung. Die 
Idee, durch ſtaatlichen Zwang allein ihre Durchführung 
zu erreichen, iſt abſurd. Die Staatsautorität muß er⸗ 
gänzt werden durch die Aebereinſtimmung von Willen 
und Neigung beim Geſetzgeber und bei dem vom Geſetz 
Betroffenen. 

Der alte Parlamentarismus beruhte auf dem 
Grundſatz der Trennung der Gewalten: Der Geſetzgeber, 
der Verwaltungsbeamte und der Richter bildeten die 
heilige Dreiheit, die ſich mit dem Staatsbürger als 
Objekt beſchäftigt. Die moderne Wirtſchaftsgeſetzgebung 
verlangt, daß Geſetzgebung, Ausführung der Geſetze, 
Kontrolle der Ausführung und Rechtſprechung nicht nur 
zu einer Einheit verſchmolzen werden, ſondern, daß 
möglichſt auch noch eine direkte Verbindung vorhanden 
iſt zwiſchen dem wirtſchaftenden Individuum und der 
Maſchine, die die Vorſchriften für ſein Wirtſchaften 
herſtellt. 

Ueber den erſten Teil dieſer notwendigen Nefornfen, 
die der Wirtſchaftsparlamentarismus im Gegenſatz zum 
politiſchen Parlamentarismus bringen muß, beſteht 
unter allen Anhängern der wirtſchaftsparlamentariſchen 
Idee Aebereinſtimmung. Sogar in der embryonalen 
Form des jetzigen vorläufigen Reichswirtſchaftsrates 
beſtehen bereits Anſätze dazu. Denn die Kommiſſionen 
des Wirtſchaftsrates ſowie der Wirtſchaftsrat ſelbſt 
haben ſchon gewiſſe Verwaltungsbefugniſſe und üben 
nicht bloß eine Kontrolle über die Ausführung der Ge 
ſetze und Verordnungen aus, ſondern betätigen ſich auch 
in der wirtſchaftlichen Gerichtsbarkeit. Sowohl das 
höchſte deutſche Wirtſchaftsgericht als auch die höchſte 
Inſtanz für Streitigkeiten zwiſchen Anternehmern und 
Arbeitern über die Funktionen der Arbeitervertretungen 
in den Betrieben wird bereits nach den jetzigen geſetz 
lichen Beſtimmungen mit Mitgliedern des Reichs 
wirtſchaftsrates beſetzt. Die weitere Entwicklung iſt hier 
klar vorgezeichnet. Der Neichswirtſchaftsrat muß nicht 
nur wirtſchaftliches Parlament, nicht nur Mitkontroll 


Parlament für jede politiſche Betätigung, ſondern auch 
oberſte wirtſchaftliche Verwaltungsbehörde und höchſter 
wirtſchaftlicher Gerichtshof werden. Gewiſſe Richtlinien 
ſind ja für ſolche Zukunftsentwicklungen als Vorbild 
bereits im engliſchen Parlamentarismus gegeben, der 
zwar theoretiſch auf der Trennung der Gewalten auf- 
gebaut ift, praktiſch aber im Anterhaus bereits Die Ver⸗ 
miſchung von geſetzgebender Körperſchaft und Ber- 
waltungsbehörde und im Oberhaus die Kombination von 
Parlament und richterlicher Spruchinſtanz kennt. 


Viel weniger klar ſind aber in Deutſchland noch 
die Anſichten über die Methoden der Durchführung und 
über die Sicherung der Verbindung zwiſchen Wirtſchaft 
und Wirtſchaftsparlament. Das ift eine der wichtigſten 
Fragen des zukünftigen Aufbaues der deutſchen Wirt- 
ſchaft, und hier berührt fih das Problem des Wirtſchafts⸗ 
parlamentes mit den tiefſten Problemen des Aufbaues 
der zukünftigen Wirtſchaft und der Amgeſtaltung der 
Geſellſchaft. 


9. 

Oberflächlich betrachtet bildet der Reichswirtſchafts⸗ 
tat heute bereits mit der organiſierten deutſchen Wirt- 
ſcaft eine Einheit. Denn er iſt zuſammengeſetzt aus 
den Spitzen der deutſchen Wirtſchaftsverbände. Aber 
iefe Verbände find — wenn man vom Reichskohlenrat 
und Reichskalirat abſieht — freiwillige tofe Verbände 
von Wirtſchaftern oder von Arbeitnehmern, die nur ſehr 
indirekt einen Einfluß auf die Geſtaltung der Wirtſchaft 
letbe ausüben können. Zum Teil beſteht fogar eine 
gewiſſe Animoſität der Anternehmer gegen ihre Berufs 
Verbände. Beſchlüſſe des Wirtſchaftsrates find deshalb 
zwar ſchon heute etwas Konkreteres als politiſche Par- 
amentsbeſchlüſſe, weil in den Grundlagen eine gewiſſe 
Hemeinſamkeit des Denkens und Empfindens zwiſchen 
dem Wirtſchaftsparlament und den Wirtſchaftern be 
leht. Aber der herbeizuführende Idealzuſtand muß 
un, daß Geſetze des Wirtſchaftsparlaments auto 
matiſch in die Tiefe wirken, daß auf dem Wege von 
er Beſchlußfaſſung zur Ausführung keine Neibungs⸗ 
dergien verſchwendet werden. Dieſe Wirkung M die 
Liefe iſt nur zu erzielen durch einen Aufbau von unten. 

urch einen Aufbau, auf deffen breiter Baſis fih als 
organiſcher Aeberbau das Wirtſchafsparlament ergibt 
Las Ziel ift: induſtrielle Selbſtverwaltung mit 
em Wirtſchafsparlament als höchſter Ber- 
waltungsbeh örde. 


10. 
Dieſer Aufbau, der früher in Heutſchland als 
bantom bekämpft wurde, ergibt ſich beute aus den 
Lachtriegsverhältniſſen des Deutſchen Reiches von ſelbſt. 
Die WMilliardenlaſt der deutſchen Finanzen läßt ſich nur 
ragen, die Anordnung der deutſchen Finanzwirtſchaft 
aß ſich nur regeln, die Zerfahrenheit der deutſchen 
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Valuta iſt nur wieder in Ordnung zu bringen durch 
vermehrte, in höchſtem Maße produktive Arbeit, durch 
erhöhte Sparſamkeit in der Verwendung und der Ver⸗ 
arbeitung der Materialien und durch eine Ausfuhr von 
Artikeln, die ſo viel und ſo hochwertige deutſche Arbeit 
wie nur immer möglich repräſentieren. Daraus ergibt 
ſich von ſelbſt, daß die privat wirtſchaftliche Ren- 
tabilität des einzelnen Unternehmens nicht mehr allein 
oberſte Richtſchnur des Handelns der einzelnen Wirt- 
ſchafter bleiben darf. Die allgemein volks wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkte müſſen in den Vordergrund gerückt 
werden. Innerhalb der einzelnen Gewerbe ift dafür zu 
ſorgen, daß ein jedes Anternehmen rationell arbeitet, 
und daß die Arbeiten dorthin verteilt werden, wo ſolche 
rationelle Arbeit möglich iſt. Schon die Beſchränkung 
in der Einfuhrmöglichkeit von Nohftoffen und die Not- 
wendigkeit ihrer Verteilung zu nur produktiver Arbeit 
beweiſt, daß hier eine Gemeinſamkeit der Arbeits- 
dispoſitionen ſowie der Rohſtoff und Arbeits verteilung 
eintreten muß. (Auch aus ſteuertechniſchen Gründen 
werden ähnliche Maßnahmen notwendig werden. Es 
würde hier zu weit führen, darüber ausführlich ſich 
auszulaſſen. Ich behalte das einer ſpäteren Dar⸗ 
ſtellung vor.) 

Für die Durchführung ſolcher Ideen iſt die Staats⸗ 
verwaltung durchaus ungeeignet. Staatsbeamte können 
weder produktive Arbeit ſchaffen noch induſtrielle Sinter- 
nehmungen oder induſtrielle Verbände leiten. Das 
kann nur die Genoſſenſchaft der Gewerbe- 
treibenden ſelbſt. Ein Vorbild bietet die bereits 
im Frieden in Deutſchland ſehr weit fortgeſchrittene 
Entwicklung der Kartelle und der Trufts. Die Leitung 
der modernen Kartelle hat ſchon früher eine gewiſſe 
Herrſchgewalt von den Kartellgenoſſen übertragen er⸗ 
halten: Auftragsverteilung, Amlegung und Schließung 
einzelner Betriebsſtätten. Die deutſchen Kartelle der 
letzten Jahre vor dem Kriege haben nie bloß die Ge- 
ſellſchaft bewuchert, indem ſie hohe Preiſe verlangten, 
fondern ſie haben auch durch richtige techniſche und 
organiſierte Verbeſſerungen verſucht, die Ankoſtenrate ihrer 
Fabriken herabzudrücken. Daran muß der neue Auf⸗ 
bau anknüpfen. Die Mitglieder eines jeden Gewerbes 
haben ſich zu genoſſenſchaftlicher Gemeinſchaft zuſammen⸗ 
zuſchließen. Sie wählen ſich ihre Gewerbeverwaltung. 
Dieſe Gewerbeverwaltung übt unter Kontrolle eines 
Gewerberates oder der Verſammlung aller Gewerbe- 
teilnehmer im Intereſſe der Gemeinſamkeit jene Herr- 
ſchaft aus, die im Intereſſe der Entfaltung der höchſten 
Produktivität des Gewerbes notwendig iſt. And die 
Spitzen dieſer oberſten Verwaltungsſtelle eines jeden 
Gewerbes bilden dann gemeinſam das Wirtſchafts. 
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Ein ſolches Wirtſchaftsparlament ſchwebt nicht in 
der Luft, iſt im Gegenteil feſt auf dem Grunde der in 


der Gewerbegemeinſchaft organiſierten Wirtſchaft ver- 
ankert. Die Beſchlüſſe dieſes Wirtſchaftsrats ſind 
ſelbſtverwaltende Beſchlüſſe der Ge⸗ 
werbe. Die Kontrolle dieſes Wirtſchaftsrates iſt 
Selbſtlontrolle der Wirtſchafter. Die Rechts- 
ſprüche dieſes Wirtſchaftsrates find eigene Gerichts 
barkeit der Gewerbegenoſſen. Geſetz, 
Ausführung und Rechtſprechung fließen in Objekt und 
Subjekt zuſammen. Ein ſolches Wirtſchaftsparlament 
iſt nicht rückſtändige Ständekammer, ſondern zukunft⸗ 
weiſendes Produktions parlament. 
11. 

Schon der vorläufige Reichs wirtſchaftsrat zeigt 
bei aller Anvollkommenheit einen Fortſchritt gegenüber 
früheren Wirtſchaftsinſtanzen: in den Gruppen, die 
Induſtrie, Handel, Landwirtſchaft, Bankweſen, Transport⸗ 
gewerbe und Handwerk umfaſſen, ift er paritätiſſch 
zuſammengeſetzt: in gleicher Zahl ſitzen neben den 
Unternehmern die Arbeiter. Der Aufbau der Gewerbe- 
verwaltung der Zukunft muß dieſen Paritätsgedanken 
noch weiter ausbauen. Abgeſehen davon, daß das 
Intereſſe des Gewerbezweiges gemeinſames Intereſſe 
des Anternehmers, der Profit erzielen, und des Arbeiters 
iſt, der vom Anternehmungsgewinn möglichſt viel als 
Lohn verdienen will, ift eine Nationaliſierung inner- 
halb der Gewerbe nicht ohne Zuſtimmung und Mithilfe 
der Arbeiterſchaft zu erzielen: Man kann nicht Fabriken 
ſchließen, verlegen, reformieren, ohne ſich der Beihilfe 
der Arbeiter zu verſichern. 


Solche Parität wäre ſchon genau ſo notwendig, 
wenn Oeutſchland noch das alte kaiſerliche Deutſchland 
wäre. Eine ſolche Neuformung iſt aber um ſo weniger 
zu umgehen ſeit dem Zuſammenbruch Deutſchlands. 
Man kann ſehr darüber ſtreiten, ob Deutſchland wirklich 
eine politiſche Revolution gehabt hat. Dem ober- 
flächlichen Betrachter, der nach Deutſchland kommt, 
ſcheint es manchmal fo, als ob fih nur Außerlichkeiten 
verändert haben. Aber ſicher iſt, daß Deutſchland eine 
tiefgreifende ſoziale Revolution hinter ſich hat, oder 
richtiger geſagt, ſich noch immer im Prozeß der ſozialen 
Revolution befindet. 


Ein Ausfluß dieſer ſozialen revolutionären We- 
wegung iſt vor allem die nach dem Zuſammenbruch 
hervorgetretene ſtürmiſche Forderung nach Arbeiter- 
räten geweſen. Dieſe Forderung ift zu einem Teil 
ſicher gedankenlos der Agitation der ruſſiſchen Sowjets 
entnommen. Aber es liegt ihr doch etwas tieferes 
zugrunde. Die Arbeiterbewegung in Deutſchland iſt 
nicht immer nur ein Kampf um beſſeren Lohn geweſen. 
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In Oeutſchland wie in der ganzen Welt bedeutet der 
Kampf der Arbeiter zum Teil auch eine ſeeliſche Re 
aktion gegen die pſychiſchen Einwirkungen des Arbeit?” 
teilungsprozeſſes in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, 
Kapitalismus bedeutet nach der Rathenauſchen De 
zeichnung Mechaniſierung in größtem Stile Mechani⸗ 
ſierung nicht bloß des Arbeitsprozeſſes, der Hand 
reichung, ſondern auch der Beziehung ſowohl des 
Kapitaliſten als des Arbeiters zum Produktions 
inſtrument. Entperſönlichung! Der Arbeiter, del 
dauernd an Teilobjekten ſchafft, wird immer weiter von 
der Zentrale, von der Produktionsleitung entfernt 
Er begreift den Sinn ſeiner Arbeit, ihre Zuſammen 
hänge mit dem Geſamtmechanismus nicht mehr. gie 
immer gehäſſiger werdende Einſtellung des Arbeiter 
gegen den Anternehmer, die Anterſchätzung der intel? 
nehmertätigkeit durch den Arbeiter beruht weſentlich 
auf dieſer Entfremdung, auf der immer größer werdenden 
Unmöglichkeit, den Anternehmer an der Arbeit zu ſehen 


und ſein Schaffen zu werten. Es iſt in Deutſchland 


feit langer Zeit, wie jeder Betriebsleiter beftätigen kann 
die Forderung gerade der ruhigſten und fleißigſtel 


Elemente der Arbeiter, aus ihrer ſeeliſchen Vereinſamung | 
And in der Forderung nach 
Arbeiterräten, in der Forderung nach direkter Mik 


gerettet zu werden. 


wirkung an der Produktion und Mitzulaſſung zur PA 
duktionsleitung liegt eins der wichtigſten Elemente del 
Begeiſterung der Arbeiterſchaft für die Arbeiterrät' 
und eine der zugkräftigſten Parolen des Bolſchewismus 

Das Verlangen nach Arbeiterräten ging zunächſt 
in völliger Verkennung der Wichtigkeit der Tätigen 
des Anternehmers auf Beſeitigung der Anternehme! 
und Aebernahme der Betriebe in die alleinige Hand des 
Arbeiter. Die Entwicklung der Verhältniſſe in Sowjel 
rußland, wo die Anternehmer teilweiſe mit diktatoriſche⸗ 
Gewalt nach ihrer Zurückholung umkleidet worden find 
hat den Arbeitern in der ganzen Welt die Augen übe! 
die Verkehrtheit dieſes Verlangens geöffnet. Es mar 
berechtigt und ein erhebliches Verdienſt der deutſche 
ſozialdemokratiſchen Partei, dieſem Verlangen energi 


che 
entgegenzutreten. Aber es war kurzſichtig, die ſeeliſch 


Unterlage jenes Verlangens zu verkennen. Man kan 
den Bolſchewismus nicht bekämpfen, indem man nit 
Seele der Arbeiter verlegt, ſondern indem man 
verſöhnt. Die Arbeiterratsbewegung iſt an ſich 
fortſchrittliche Bewegung, die dadurch in vernünffl 
Bahnen gelenkt werden muß, daß man das Berechti 
und Fruchtbringende aus ihr mit dem vereinigt, 1 
von dem Beſtehenden wert ift, weiter zu beſtehen. 
Das Fiasko des reinen Bolſchewismus in Rupie 
hat gezeigt, daß mit Zwang keine produ! 


eine 


tive Arbeit zu erzielen iſt. Dabei iſt es ganz 
gleichgültig, ob Zwang und Diktatur vom Anternehmer⸗ 
autokraten oder von einem aus Arbeitern beſtehenden 
Sowjet ausgeübt wird. Man kann mit Hunger und 
Maſchinengewehren die Arbeiter in die Fabrit zwingen. 
Man kann, wenn man genügend Wächter jedem ein 
zelnen Arbeiter zur Seite ſtellt, vielleicht auch bewirken, 
daß er Handgriffe an der Maſchine verrichtet. Daß 
dieſe Handgriffe zweckmäßig, daß ſeine Arbeit rationell 
und produktiv iſt, kann man nicht erzwingen. Denn 
Arbeitsleiſtung iſt nicht nur ein körperlicher, ſondern ein 
ſeeliſcher Vorgang. Wo fo produktive Arbeit geleiſtet 
werden muß wie in Deutſchland (und wie ſie auch bald 
in der ganzen Welt geleiſtet werden müßte, ift Frei- 
willigkeit der Arbeit ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung. 
Zur Produktivität der Arbeit ift ſeeliſche Hingabe und 
ſeeliſche Verknüpfung des Arbeitenden mit dem Pro- 
duktionsprozeß und dem Produktionselement von Nöten. 
And zwar iſt da gar kein Anterſchied zwiſchen dem 
Anternehmerproduzenten und dem Arbeiterproduzenten. 
Freiwilligkeit der Arbeit, das heißt: Demokratie der 
Arbeit. 

Daraus ergibt ſich als ſelbſtverſtändliche Folge, 
daß ſchon in der einzelnen Fabrik die Stellung der 
Arbeiter gegen früher verändert werden muß. Aber 
die Mitwirkung an der Produktions 
leitung kann nicht in der einzelnen Fabrik bewirkt 
werden. Die einzelne Arbeitsſtätte iſt Stätte der Arbeit, 
nicht der Verhandlung, Ort der zielklaren Ausführung, 
nicht Ort des Experiments. Die Amgeſtaltung der 
Wirtſchaft ſoll ja auch in Zukunft nicht mehr in der 
Hand des einzelnen, ſondern in der Gewerbegemeinſchaft 


And in die Leitung der Gewerbegemeinſchaft 


liegen. 
And die 


gehört der Arbeiter neben den Unternehmer. 
ſo paritätiſch zuſammengeſetzte Gewerbeleitung ſendet 
auch paritätiſch ihre Vertreter in das Wirtfihafts- 
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Erſt ſo kann auch die tatſächliche Verwirklichung 
der Demokratie durchgeführt werden. Stimmzettel 
gleichheit ſchafft noch keine demokratiſche Gleichheit, 
ſolange die ökonomiſchen Abhängigkeiten primär 
wirkende Kräfte ſind. Die politiſche Demo- 
Woge muß e n r pe Dune die 
Arbeitsdemokratie. 

Arbeitsdemokratie bedeutet Mitwirkung aller am 
Produktionsprozeß Beteiligten an der Arbeitsleitung. 
Aller vom Anternehmer bis zum Handarbeiter. 

Die Mitwirkung der Arbeiter im Rahmen der 
Arbeitsdemokratie iſt keine kontrollierende Beſſer⸗ 


PAS 


wiſſerei, ſondern Gleihverpflihtung zur Mitver- 
antwortung. 

Die Gemeinſamkeit beruht auf der Gewöhnung des 
Arbeiters an den Gedanken, daß er nicht mehr für den 
Kapitaliſten, auch nicht nur für ſich ſelbſt, ſondern für 
die Gemeinſchaft arbeitet. Der Unternehmer bleibt im 
Rahmen der gemeinſchaftlichen Organiſation zwar nach 
wie vor Leiter, und zwar durch den Eigentumstitel 
verantwortlicher Leiter der Einzelunternehmung, aber 
das Privateigentum an den ſachlichen Produktions⸗ 
mitteln gibt ihm nicht mehr das Recht der unbeſchränkten 
Verfügung. Er iſt der Gewerbegemeinſchaft verant- 
wortlich dafür, daß er nach den Vorſchriften der 
Gemeinschaft fein Unternehmen rationell betreibt. Er 
ift Eigentümer nur, fo lange er fein unternehmen auch 
wirklich betreibt und inſoweit er es rationell betreibt. 
Seine Rechte ſind auf beſtimmten ökonomiſchen Pflichten 
baſiert, deren Nichtachtung der Gemeinſchaft das Recht 
gibt, ihn durch einen anderen zu erſetzen. Auch die 
Vererbbarkeit iſt an die Vorbedingung geknüpft, daß 
der Erbe die Verpflichtungen des Erblaſſers übernimmt. 
Sonſt tritt Abfindung an die Stelle des Sacherbes, 
das einem anderen Gewerbegenoſſen zu rationellem 
Betrieb übertragen wird. 

Arbeits demokratie bedeutet nicht Gleichmacherei. 
Der Anreiz individuellen Verdienſtes darf nicht ver⸗ 
loren gehen, wenn nicht damit gleichzeitig auch der 
Antrieb zu höchſter Leiſtungsfähigkeit verſchwinden ſoll. 
Daher Individuallohn entſprechend der geleiſteten Ar- 
beit ſowohl an den Anternehmer als auch an den Ar- 
beiter. Arbeitsdemokratie ift Syntheſe aus Kapitalis⸗ 
mus und Sozialismus. 

Durch die Verbindung, die bei dem oben geſchil⸗ 
derten Aufbau direkt zwiſchen dem einzelnen Betrieb 
und dem Wirtſchaftsparlament hergeſtellt iſt, wird auch 
deutlich nach außen die Tatſache konſtatiert, daß in der 
neuen Lebensgemeinſchaft wirtſchaftliche Arbeit ſo wohl 
des Anternehmers als des Arbeiters öffentlicher Dienſt 
ift. Wirtſchaftstätigkeit ift Politik im höchſten Sinne 
Es gibt keine Trennung zwiſchen Wirtſchaft i 
Politik. 

Solche Zuſammenfaſſung aller wirtſchaftlichen 
Kräfte zur Selbſtverwaltung bedeutet letzten Endes 
Entſtaatlichung des Wirtſchaftens die 
die einzige Möglichkeit für die zukünftige Wen 
ſchaftung des Staates bietet. Entſtaatlichung der Wirt⸗ 
ſchaft zum Zwecke des Gemeinwohls. Induſtrielle 
Selbſtverwaltung gibt erſt die Vollendung politiſcher 
Selbſtverwaltung. Arbeits demokratie ift ſoziale Demo 
kratie. And ſoziale Demokratie iſt der einzige wirk 
ſame Schutz gegen die unproduktive Diktatur 55 
bolſchewiſtiſchen Syſtems. 
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Die Auffüllung der (Papierreferven. 


In dem Aufſatz „Goldabſchreibungen und Papier- 
reſerven“ im letzten Plutusheft (Seite 171 ff.) habe ich 
dargelegt, wie ſehr eine Geſetzgebung, die den Unter- 
nehmer hindert, die wirtſchaftlich notwendigen Abfchrei- 
bungen vorzunehmen, ihn privatwirtſchaftlich zu falſchen 
Kalkulationen verleitet und dadurch auch volkswirtſchaft⸗ 
lichen Schaden ſtiftet, einen Schaden, der im Augenblick um⸗ 
ſo größer iſt, als die Zeitumſtände die vorſichtigſte Bilanz⸗ 
ierung im Intereſſe der Möglichleit verlangen, neues Kapital 
für die Produktion anzuſammeln. In einer ſolchen 
Zeit darf die Geſetzgebung nicht darauf hinauslaufen, 
die Kapitalanſammlung nicht bloß zu verhindern, ſondern 
geradezu Ausſchüttungen und Verbrauch vom Kapital- 
fundus zu begünſtigen. 

In dieſem Zuſammenhang muß zunächſt noch ein 
Problem erwähnt werden. Auch diejenigen, die an ſich 
geneigt ſind, die von mir geforderte, der Papiergeld⸗ 
entwertung entſprechende Erhöhung der Abſchreibung 
zuzugeſtehen, weiſen darauf hin, daß die erhöhten An- 
ſchaffungskoſten für Teile des Anlagekapitals ja nicht 
bloß allein auf die Entwertung des Papiergeldes, 
ſondern doch auch auf echte Preisverteuerungen zurück- 
zuführen ſind. Sie ziehen als Beweis diejenigen Länder 
heran, in denen eine Inflation nicht erfolgt und trotzdem 
die Preiſe auf das Doppelte oder gar das Dreifache 
der Friedenshöhe geſtiegen ſind. Die Verhältniſſe in 
dieſen Ländern ſind doch den deutſchen viel gleichartiger, 
als es bei oberflächlicher Betrachtung den Anſchein hat. 
Auch dort iſt nämlich eine Inflation eingetreten. Denn 
die Erſcheinungen in der Inflation ſind nicht etwa bloß 
— wenn man ſie überhaupt von der Geldſeite erklären 
will — durch die Ausgabe ſchlechten Geldes zu erklären. 
Die Inflation ſteht ja überhaupt nur indirekt im Zu- 
ſammenhang mit der Menge des umlaufenden Geldes. 
Für die Vorgänge, die während des Krieges und nach 
dem Kriege die Inflationserſcheinungen hervorgerufen 
haben, iſt zunächſt überhaupt nicht Menge und Qualität 
des Geldes charakteriſtiſch, ſondern die Vermehrung der 
ſubjektiven Kaufmöglichkeit. Dieſe Vermehrung der ſub⸗ 
jektiven Kaufmöglichkeit iſt eine Folge erheblich ver⸗ 
größerter Einnahmen. Sowohl von Einnahmen aus 
Lohn und Gehalt als aus unternehmer und Spekulations⸗ 
gewinn. Ob die Beſchäftigung, aus der dieſe Einnahmen 
erwachſen, durch ſchlechtes oder gutes Geld bezahlt wird, iſt 
ganz gleichgültig. In den neutralen Ländern und in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, auch zum Teil in den 
Südamerikaniſchen Staaten, iſt der äußere Geldapparat 
durchaus in Ordnung geblieben, weil entweder direkt 
durch Goldzuſtrom oder mindeſtens durch Auslands- 
guthaben die Geſchäfte beglichen wurden. In Deutſch⸗ 
land und den öſtlichen Staaten hat man unter den be⸗ 
ſonderen dort obwaltenden Amſtänden zur Notenpreſſe 
gegriffen. Dadurch iſt es viel leichter geweſen, jedes ge⸗ 
ſchäftliche Erfordernis zu befriedigen. Die eingetretene 
Wirkung war daher quantitativ viel ſtärker, aber qualitativ 
war ſie durchaus gleich. In allen Ländern konnte jedoch die 
inflationiſtiſche Preiserhöhung erſt dadurch eintreten, daß 
nicht entſprechend der geſtiegenen ſubjektiven Kaufmöglich⸗ 


keit auch der Warenvorrat ſich vermehrte. Wenn auch im 
den neutralen Ländern ſich eine Verminderung der 
Warenmenge zeigte, die ſich der Kaufluſt zur Verfügung 
ſtellte, ſo iſt das im Weſentlichen durch Einſtellung der 
Fabrikation auch dieſer Länder auf Kriegsartikel, zum 
Teil aber aueh durch den Mangel an Einfuhrgütern zu 
erklären. Es iſt alſo an ſich durchaus richtig, das die 
Erſcheinungen der Preisſteigerung auch in den anderen 
Ländern zu verzeichnen ſind. Dadurch iſt natürlich auch 
in den anderen Ländern eine Entwertung des Geldes 
eingetreten. Die veränderte Kaufkraft des Geldes bewegt 
fich aber dort in den Grenzen jener normalen Schwan« 
kungen, die innerhalb jedes geordneten Geldſyſtems ſich nie 
ganz vermeiden laffen, denn der Staat hat keine Machtmittel, 
die innere Kaufkraft des Geldes ein für allemal gültig zu be⸗ 
ſtimmen. Wenn es ſich hier um eine dauernde Verſchlech⸗ 
terung der Kaufkraft handeln würde, ſo wäre natürlich auch 
dort zu überlegen, ob nicht die vorſichtigen Geſchäftsleute 
jener Länder gezwungen find, höhere Rückſtellungen für 
die Erneuerungen vorzunehmen. Aber man muß eben 
annehmen, daß es ſich hier lediglich um eine Schwankung 
handelt und daß die Preisſätze im Durchſchnitt der 
Jahre ſich wieder ausgleichen werden Daß ſolche 
Schwankungen auch in Deutſchland ſich regulieren, ſcheint 
ſicher. Aber die Arheber der daraus reſultierenden Ein- 
wände überſehen ja, daß bei dem ganzen Abſchreibungs⸗ 
problem die vorübergehende Schwankung des Geldwertes 
überhaupt gar keine Rolle ſpielt. Denn dieſe Schwankung 
bedeutet ja letzten Endes nicht eine Veränderung des 
Wertverhältnis von Geld und Ware, ſondern von 
Gold und Ware. In Deutſchland handelt es ſich 
ja gerade um das Problem des Verhältniſſes der 
Papier mark zur Goldmark. Den Maßſtab für dieſes 
Verhältnis geben die Deviſenkurſe an. And in dem 
Verhältnis der Kurſe fremder Wechſel zur Papiermark 
iſt ja ſchon die beiderſeitig erhöhte innere Kaufkraſt aus⸗ 
gedrückt und ausgeglichen. Die alte gute deutſche Reihs- 
goldmark blieb immer dieſelbe. Ob man dafür infolge der 
Schwankungen der Warenpreiſe etwas mehr oder weniger 
kaufen konnte. And dasſelbe gilt jetzt noch für den 
Dollar und den Franken. Aber die jetzige Papiermark 
ſteht, wie ich in einem der früheren Aufſätze hervorhob, 
in gar keinem Verhältnis zur Goldmark mehr. Sie iſt 
etwas von der Goldmark ſo ſehr verſchiedenes, wie es 
Dollar und Franken waren. ; 
Man muß deshalb zu dem Schluß kommen, daß die 
Buchwerte, die in ſchlechtem Gelde fo abgeſchrieben werden, 
als ob es ſich noch um die alte Goldmarkhandelt, tatſächlich 
zu hoch zu Buche ſtehen. And es hat ſich ja nun auch all⸗ 
mählich die Erkenntnis durchgeſetzt, daß höhere Ab- 
ſchreibungen — gleichgültig, wie man ſie motiviert — 
angeſichts der gründlich geänderten Verhältniſſe am 
Platze find. Nach der Ergänzung des Reichseinkommen⸗ 
ſteuergeſetzes (auf die ich in einem ſpäteren Artikel noch 
zurückkommen werde) hat der Kaufmann jetzt ja auch 


ſteuerrechtlich die Möglichkeit, höhere Beträge abzu⸗ 


ſchreiben. Es unterliegt deshalb auch heute keinem Streit 
mehr, daß ein Kaufmann, der eine Maſchine für 100 000 


Goldmark gekauft hat, in jedem Jahre, wenn es not⸗ 
wendig iſt, die Maſchine in 10 Jahren zu erneuern, jähr⸗ 
lich 100 000 Mark Papiermark abſchreiben kann. Eine 
recht bedeutſame Streitfrage bleibt aber dabei noch zu 
klären, nämlich die Frage, ob er berechtigt tft, die er- 
höhten Abſchreibungen aus früheren Jahren nachzuholen. 
Die Novelle zum Einkommenſteuergeſetz gibt die höheren 
Abſchreibungs möglichkeiten für die Jahre 1921 bis 1926 
zu. In dieſen Jahren iſt der Kaufmann in der Lage, 
den richtigen Betrag von je 100 000 Mart Papier oder, 
wenn inzwiſchen das Geld ſich noch weiter entwertet, 
ſogar einen noch höheren Betrag abzuſchreiben. Dadurch 
allein erreicht er aber das notwendige Ziel nicht. Denn 
hatte er bisher nur fünf Jahre lang 10 000 M. jährlich 
abgeſchrieben, ſo bleibt ihm bei einer Zukunftsabſchreibung 
von 500 000 Mark noch immer ein Meftbetrag von 
450 000 Papiermark, der ihm bei der Neuanſchaffung 
fehlt und um den er mithin das betreffende Altivum zu 
hoch in der Bilanz ſtehen hatte. Nach meiner Auffaſſung 
iſt es für den ſoliden Kaufmann geradezu Pflicht, die 
zu gering bemeſſenen Abſchreibungen der vorigen Jahre 
nachzuholen. Er muß es, da er nach den Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuches alle ſeine Vermögensbeſtandteile 
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zu deren wahren Wert einzuſetzen hat. Der wahr r 
iſt aber ſolange nicht vorhanden, wie fete e e 
zu wenig abgeſchrieben worden iſt. Dieſen Grundfag 
ſollte auch die Steuer vernünftigerweiſe Rechnung tra p x 
Nur wird man es ihr nicht zumuten dürfen, daß muß 
etwa die geſamte Differenz — in unſerem Sal 
450 000 Mart — auf einmal abgezogen wird. Danii 
fann gar teine Rede fein, vielmehr wird der Kaufmann 
diefe Minderabſchreibung der vorangegangenen Jahre 
auf die folgenden verteilen und in jedem der kommenden 
Jahre einen entſprechenden Betrag über 100 000 Mark 
hinaus abſchreiben oder in Referve ſtellen. Die Nad- 
holung der Abſchreibung oder Rückſtellung an und für 
ſich iſt jedenfalls unerläßlich. 

Es wird nun noch zu unterſuchen ſein, wie denn 
überhaupt das grundſätzliche Verhältnis der Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuches über die Bilanzierung zu den 
Grundſätzen der deutſchen Einkommenbeſteuerung ſich ver- 
hält. And dabei wird noch erwogen werden müſſen 
ob die Auslegung des bisherigen Steuergeſetzes und 
die Faſſung der Novelle zum Geſetz den berechtigten 
Anſprüchen genügt. | 


(Ein weiterer Artikel folgt.) G. B. 


Revue der Preſſe. 


Die Staatsanwaltſchaft eines ſüddeutſchen Grenz- 
ſtaates hat einen Deviſenhändler unter Anklage geſtellt, 
auf Grund einer landesgeſetzlichen Verordnung, die für 
den Handel mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs 
eine beſtimmte Erlaubnis vorſchreibt. Im Anſchluß 
daran nimmt zu der Frage: 

Sind Oeviſen Gegenſtände des täglichen Bedarfs!“ 


Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg Berlin, im Berliner 
Börſenkurier (27. Mai) Stellung. Er führt aus, daß 
bei einer Interpretierung des Geſetzes ſeinem genauen 
Wortlaute nach, ſich allerdings einige Gründe dafür 
finden laſſen, Deviſen als Gegenftände des täglichen 
Bedarfs anzuſehen. Denn ſelbſtwerßandlich haben aus 
ländiſche Zahlungsmittel für den deutſchen Bankverkehr 
und den deutſchen Handel ſo große 
Bedürfnis größeren Umfanges täglich t 
liegt. Deswegen find fie aber immer noch feine Ware 
des täglichen Bedarfs, ſondern bleiben Zahlungs mittel. 
Die Preistreibereiverordnung iſt ausdrücklich geſchaffen 
worden, um ein angemeſſenes Verhältnis zwiſchen 
Waren und Zahlungsmitteln herzuſtellen. Da alle 
Gegenſtände des täglichen Bedarfe ſelbſtverſtändlich 
Gegenſtände des Handelsverkehrs, d. h. Waren ſind, ſo 
können Zahlungsmittel nicht gleichzeitig Waren und 
Zahlungsmittel ſein. Auch das ausländiſche Zahlungs 
mittel, wenn es im Inlande gehandelt wird, verliert 
ſeinen Charakter als Zahlungsmittel nicht, denn es 
handelt ſich in der Regel ja nur darum, dem Inländer 
ausländiſche Zahlungsmittel zur Begleichung von Waren 
bereitzuſtellen. Aber, ſelbſt wenn man aus- 
ländiſche Zahlungsmittel als Ware anſähe, tönnten ſie 
doch nicht unter die inländiſchen Preistreibereigeſetze 


nach ihnen vor: 


Bedeutung, daß ein 


fallen, weil im Devifenhandel die ausländiſchen Zahlungs 
mittel ſtets im Auslande zur Verfügung geſtellt werden. 
Daß ausländiſche Wechſel und Schecks nicht Gegen- 
ſtände des täglichen Bedarfs ſein können, ergibt ſich 
daraus, daß es ſich hier um Rechte handelt, die nach 
der durchaus herrſchenden Auffaſſung nicht unter den 
Begriff der Gegenſtände des täglichen Bedarfs fallen 
Der Verſuch der Staatsanwaltſchaft, wirtſchaftliche 
Verordnungen, die für ein ganz anderes Gebiet erlaſſen 
ſind, auf den Deviſenhandel anzuwenden, muß daher 
ſcheitern. — Den Zuſammenhängen zwiſchen 
Preisbildung und Entſchädigungsproblem 

geht Dr. Erwin Steinitzer in der Voſſiſchen 
Zeitung (28. Mai) nach. Deutſchland iſt eines de 
Länder, deſſen Währung als inneres Zahlungsmittel 
höheren Wert hat als im internationalen Zahlun 2 
verkehr. Die Preiſe im Innern Deutſchlands ſind H 
um wenig mehr geſtiegen, wie die Mark auf den Aus 
landsmärkten von ihrem urſprünglichen Goldwert ei A 
gebüğt hat. Wenn alfo die deutſche Induſtrie n- 
Produktionskoſten in ungefähr der Goldmarkhöhe wi 
Vorkriegsperiode arbeitet, ſo verfügt ſie, vom Weltm 18 
ſtandpunkt aus geſehen, über einen Produktionsk artt- 
vorſprung, der in einzelnen ſeiner Beſtandteile (K TA 
preife, Löhne, Eiſenbahntarife und Frachten) a opten- 
den ausländiſchen Beobachter rechnungsmäßi uch für 
hervortritt. Nachdem die produttionshindernden $ y charf 
der Nachkriegszeit zu ſchwinden anfingen Ie 
Ausland mit der zunehmenden Konſolidierun 1 
Produktionswirtſchaft dieſem Ken e 
allergrößtes Intereſſe. Er wurde der ick fein 
Vorwand der „Anti⸗Dumping⸗Bewe gung“. e N 


der Deutſche einwendet, daß er ein eigentliches Dumping, 
d. h. „planvolles Schleudern durch Verkauf inländiſcher 
Waren an S Ausland unter Inlandspreiſen“ nicht 
betreibe, ſo bleibt die Wirkung der billigen deutſchen 
Preiſe doch die gleiche. Die „Anti⸗Dumping⸗Be⸗ 
wegung“ bedroht aber mit unſerer Ausfuhr unmittel⸗ 
bar unſere Reparationsfähigkeit. Hinzu kommt noch, 
daß der Anterſchied der Preiſe in Deutſchland und 
draußen die Sachleiſtungen der Reparation entwertet. 
Wir werden ebenſo, wie bei den Kohlen, bei ſonſtigen 
Warenlieferungen und Arbeitsausführungen niemals 
Weltmarktpreiſe angerechnet bekommen, ſolange untere 
Inlandspreiſe unter ihnen ſtehen. Die 26% tige Ausfuhr⸗ 
abgabe wird von manchen Wirtſchaftspolitikern als 
„Anti⸗Dumping⸗Zoll“ aufgefaßt, deffen Ertrag nicht 
fremden Zollverwaltungen ſondern der Entlaſtung 
Deutſchlands von den Reparationsverpflichtungen zugute 
kommt, und ſie möchten dieſen Betrag in zweckmäßiger 
Staffelung wirklich erheben. Dagegen iſt vor allem zu 
ſagen, daß die Staffelung zu endloſem Streite führen 
müßte, und durch die Notwendigkeit, die Sätze bei 
jeder Schwankung der inneren Pretſe und der Valuta 
zu ändern, eine ordnungsmäßige Exportkalkulation un⸗ 
möglich wäre. Außerdem iſt es zweifelhaft, ob dieſe 
26% genügen, um die Oifferenz zwiſchen deutſchen und 
ausländiſchen Preiſen auszugleichen. Drittens beſeitigt 
die Ausfuhrabgabe die Unterwerfung der Sachleiſtungen 
nicht. Steinitzer kommt zu dem Schluß, daß bei der 
für die Reparation ausſchlaggebenden Preisfrage die 
Anderungen bei den grundlegenden Preis- und 
Produktionskoſtenbildungsfaktoren ihren Anfang nehmen 
müßten. — Die Deutſche Allgemeine Zeitung 
(1. Juni) bringt einen Bericht von Virgil Jordan 
über die 
Preiſe und Löhne in den Vereinigten Staaten. 
Die Arbeitsloſigkeit ift in den A. S. A. immer noch 
auf ihrem höchſten Stand. Der Handel, ſoweit er im 
Eiſenbahngüterverkehr zum Ausdruck kommt, iſt im 
vergangenen Jahre um 30% zurückgegangen. Die 
wirtſchaftliche Stagnation der letzten Wintermonate 
wurde im vollen Amfange von der großen Öffentlichkeit 
nicht erkannt, weil Finanzpaniken ſich nicht einſtellten 
und größeres Elend unter den ärmeren Klaſſen dadurch 
vermieden werden konnte, daß die Arbeiter ſich mit 
ihren Erſparniſſen über die ſchlimmſte Zeit hinweg⸗ 
halfen. Die leichte Belebung der Geſchäftstaätigkeit, die 
ſich in manchen Branchen während des Frühlings be- 
merkbar machte und deren weitere Entwicklung man 
für den Sommer erhofft, enthält doch keine Ausſichten 
auf eine baldige Rückkehr zu halbwegs normalen Zu- 
ſtänden. Präſident Harding hat, um feſtzuſtellen, ob 
die augenblickliche Situation durch geſetzgeberiſche Map- 
nahmen verbeſſert werden kann, die Federal Trade 
Commiſſion beauftragt, zu erkunden, wie weit der Rück ⸗ 
gang der Engrospreiſe den Konſumenten zugute ge⸗ 
kommen iſt. Aus dem Bericht geht hervor, daß die 
Kleinhandelspreiſe nicht entſprechend den großen Preis. 
rückgängen ermäßigt worden ſind. Die Koſten für den 
Lebensunterhalt ſind noch immer für den Konſumenten 
zu hoch. Beſonders da ſeit dem Sommer letzten Jahres 
die Löhne durch Arbeitsloſigkeit und Lohnherabſetzungen 


viel ſtärker geſunken ſind als die Lebensmittelpreiſe. Als 
Abhilfe wird u. a. vorge ſchlagen, verſchärfte Verfolgung 
von Vergehen gegen die AUnti-Truft-Gefege poſitive 
Anterſtützung von landwirtſchaftlichen Produktions- 
genoſſenſchaften und von Konſumvereinen, geſetzliche 
Vorſchriften zur Ausſchaltung überflüſſiger Zwiſche n 
handels- und Maklergeſchäfte. — Den Ausführungen 
der Berliner Börſenzeitung (2. Juni) ent: 
nehmen wir Mitteilungen über 


Arbeitsmarkt und Wirtſchaftslage in Frankreich, 


denen zufolge dort eine gewiſſe Beſſerung der wirtſchaft— 
lichen Lage eingetreten iſt. Im Januar und Februar 
1921 gelang es durch Einfuhrbeſchränkung und Ausfuhr- 
ſteigerung zum erſten Mal ſeit langer Zeit eine, wenn auch 
nur um ein Weniges aktive Handelsbilanz zu erreichen. 
Im März büßte die Ausfuhr wieder an Wert ein, aber 
im April hielt ſie ſich wieder mit 173 Millionen Frs. 
über der 1.76 Milliarden Frs. betragenden Einfuhr. 
Insgeſamt þat fich in den erſten vier Monaten des laufen- 
den Jahres der Wert der Einfuhr auf 7.12 Milliarden Frs. 
geſtellt, was im Vergleich zum Vorjahr eine Herabdrückung 
um 5.7 Milliarden Frs. bedeutet. Die Ausfuhr hat ſich 
um 1,1 Milliarde Frs.; gegenüber dem Vorjahre erhöht. 
Ein Reſultat, mit dem der franzöſiſche Wirtſchafts⸗ 
politiker nicht zufrieden ift, nachdem die franzoöſiſche 
Regierung durch die künftigen Maßnahmen der Zoll— 
und Eiſenbahnfrachtpolitik, Herabſetzung der Brenn- 
ſtoffpreiſe, die franzoſiſche Induſtrie beffer als jede 
andere für den Weltmarkt ausgerüſtet hat. Die Aus 
ſchaltung der deutſchen Ware wird von den fran- 
zöſiſchen Jnduſtriellen als vollſtändig angeſehen, und 
gegenüber der engliſchen und amerikaniſchen Konkurrenz 
hegt man infolge des hohen Valutaſtandes dieſer Länder 
geringe Befürchtung. Die Arbeitsloſenkriſe in der 
franzöſiſchen Textilinduſtrie hat fich abgeſchwächt. — Die 


fortſchreitende Konzentration im deutſchen 
Hypothekenbankweſen 
behandelt die Frankfurter Zeitung (2. Juni). Die 
Intereſſengemeinſchaft der deutſchen Hypothekenbank 
Meiningen mit der deutſchen Bodenkredit- Aktienbank 
wird zum Zwecke der Konzentration im deutſchen Hypo 
thekenbankweſen ausgedehnt durch Hinzutritt der Weſt⸗ 
deutſchen Bodenkreditbank und der Norddeutſchen Grund— 
kreditbank zu Weimar. Die Form der Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft ſcheint in etwa mitbeſtimmt zu ſein durch 
die angekündigte Beſteuerung derartiger Gemeinfchafts- 
gebilde, denn man beſchränkte ſich auf einen Spitzen⸗ 
ausgleich und ſah von einem Poolen ab. Die 
tragende Idee der Fuſion ift die zweckmäßige Un- 
paſſung der Organiſation des deutſchen Hypotheken- 
weſens an die unter dem Einfluß der Geldentwertung 
und der hieraus folgenden Verteuerung der Regiekoſten 
veränderten Lage, die ſich bei den Hypothekenbanken 
mit ihren langfriſtigen Geſchäften, bei den anormalen 
niedrigen Geldleihſätzen beſonders unangenehm bemerkbar 
gemacht hat. Die aus den Zeiten kleinſtaatlicher Dr- 
ganiſation beſtehende Aeberfülle von Hypotheken⸗In⸗ 
ſtituten war außerdem noch ein Antrieb zur Zufammen- 
legung der Betriebe. Der Zuſammenſchluß kann freilich 
in ſeiner intenſivſten Form auf dieſem Arbeitsgebiete 


wegen der beſonderen geſetzlichen Sicherungsmaßregeln 
zugunſten der Deckungsanſprüche der Pfandbriefgläu- 
biger noch nicht gelingen. Rafche Einſparungen können 
auch nicht ohne weiteres erzielt werden, weil Beamten. 
Häbe bis in die Direktionen hinauf, nur allmählich ab- 
gebaut werden können und freiwerdende Bankgebäude 
auch nicht ſofort in größerem Amfange zu erſtellen ſein 
werden. 


Umschau. 


Die Commerz- und Privat-Bank 
in der im letzten Jahr die Com- 
merz- und Diskonto-Bank und die Mitteldeutsche 
Privatbank verschmolzen sind, erhöht ihre Dividende 
von 9 auf 12% unter Ueberweisung von 20 Millionen 
Mark an die ausserordentliche Reserve. Die Bewe 
Sungen der Gewinnziffern, der Unkosten, ebenso wie 
die entscheidenden Bewegungen der Bilanzziffern, 
laufen durchaus in der gleichen Richtung, die wir 
bereits bei den anderen Bankbilanzen des Jahres 
1920 kennengelernt haben. Starke Steigerungen der 
Einnahmen aus Zinsen und Provisionen, Verschweigen 
der vorweg zu Rückstellungen benutzten, sicherlich 
für 1920 sehr erheblichen Effekten und Konsortal- 
gewinne, bedeutende Unkostensteigerung, die abeı 
trotz des Auslassens der Effektengewinne nicht hin- 
dert, dass auch der Reingewinn Sich vervielfacht hat- 
In der Bilanz Anschwellen der fremden Gelder (um 
rund 2 auf rund 5 Milliarden Mark), die ihre "Anlage 
zum Teilin Wechseln d. h. Reichsschatzwechseln, zum 
Teil in Debitoren gefunden haben. Die Debitoren 
Sind ein Zeichen des wachsenden Kreditbedarfs der 
Bankenkundschaft, diesmal stärker gewachsen, als 
die Schatzwechselanlagen, was die übliche Liquiditäts- 
derechnung zwar verschlechtert, aber die Verteilung 
auf Reichskredite und Kredite an die Privatwirtschaft 
vielleicht gesünder macht, als sie bisher war. Von 
Abe cluss der Darmstädter Beste) die Ihre Divi 
dende von 8 auf 10% erhöht (16 Mill. M. neu 
Aktien nehmen zur Hälfte an dieser Dividende teil) 
und die 18 Mill. M. der besonderen Reserve zuweist 
und 12 Millionen zu Rückstellungen für Bauzwecke 
Verwendet, lässt sich in allen wesentlichen Punkten 
genau das gleiche sagen, wie von der Commerz- 
und Privat-Bank. Unter den Einwirkungen der 
Inflation auf die Bankbilanzen verschwinden nahezu 
Alle individuellen Züge der Abschluss- und Bilanz- 
Ziffern. Auf Einzelheiten wird bei der vergleichenden 
Vebersicht nach dem Vorliegen aller Grossbank 
ilanzen zurückzukommen sein. 


Die Generalversamm 
Der Mühlenbsu-Prust. jung der Amme, 


Giesecke: & Koenegen A.-G. in Braunschweig 
— 31. Mai nahm äusserlich einen ruhigen Verlauf. 
In Antrag auf Kapitalserhöhung durch Ausgabe von 
Orzugsaktien mit mehrfachem Stimmrecht wurde 
von der Verwaltung zurückgezogen, da sich inzwischen 
Crausgestellt hatte, dass bei den Aktien- Aufkauſen, 
ie in der letzten Zeit beobachtet worden waren, 
em einer Ueberfremdungsgefahr durch das Ausland 


Bankbilanzen. 


tn. 
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nicht die Rede sein konnte, und dass es für die Ab- 
wehr der inländischen neuen Herrschaftsgruppe zu 
spät war. Deutsche Interessenten, und zwar die 
Gruppe Hugo Greffenius Handels A.-G% für 
Mühlenbau in Frankfurt a. M. hatte den ausschlag- 
gebenden Einfluss vor dieser Generalversammlung 
erworben. Es verzichteten dann zwei Aufsichtsrat- 
mitglieder auf ihre Wiederwahl und zu den übrig- 
bleibenden Aufsichtsratmitgliedern wurden 5 Vertreter 
der neuen Mehrheitsgruppe in den Personen des 
Direktors der Nationalbank für Deutschland, Dr. 
Schacht, des Dipl.-Ing. Hugo Greffenius, des 
Komm.-Rats Dr. Netter-Berlin, des Kommerzienrats 
Veit von Speyer Frankfurt a. M. und des Bankiers 
Richard Lenz, Berlin gewählt. Der Oeffentlichkeit 
wurde die Mitteilung von dieser Verwaltungs- 
änderung mit der folgenden Erläuterung übergeben: 
„Die erhöhten Anforderungen, die infolge der ver- 
änderten Wirtschafts- und politischen Verhältnisse 
an die deutsche Mühlenbau-Industrie mit ihrer grossen 
Bedeutung für den Weltmarkt gestellt werden, können 
nur erfüllt werden durch Zusammenfassung aller 
in dieser Industrie wirksamen technischen und finan- 
ziellen Kräfte. Die engere Fühlungnahme, die sich 
unter den deutschen Mühlenbau-Anstalten vollzieht, 
wird unter völliger Wahrung der Selbständigkeit 
der einzelnen Gesellschaften, durch den gegenseitigen 
Austausch von Erfahrungen, durch Spezialisierung 
der Fähigkeiten, durch Konzentration der finanziellen 
Hilfskräfte, eine gesteigerte Wettbewerbsfähigkeit 
und eine billigere qualitativ höhere Erfüllung der 
Bedürfnisse der Abnehmer, insbesondere der aus- 
ländischen, gewährleisten.“ — Aus der Fassung dieser 
Mitteilung kann geschlossen werden das dieselbe 
Gruppe, die bei der Amme, Giesecke & Koenegen 
A die Herrschaft erlangt hat, und die kurz zuvor 
auch bei der Kapler Maschinenfabrik A.-G- 
führend in Erscheinung trat, sich auch auf die beiden 
weiteren deutschen Mühlenbau-Anstalten, die Mühlen- 
bau Anstalt vorm. Gebr. Seck, Dresden und die 
Maschinenfabrik und Mühlenbau-Anstalt G. Luther 
A G. in Braunschweig ihren Einfluss bereits ge- 
sichert hat. Bei der Mühlenbau-Anstalt Gebr. Seck 
ist das umso wahrscheinlicher, als in ihrer Verwaltung 
bereits der Bankier Richard Lenz sitzt, der offenbar 
neben der Nationalbank für Deutschland und dem 
Bankhaus Lazard-Speyer, Ellissen in Frankfurt a. M. 
zu den Vertrauensleuten der Greffenius- Gruppe 
gehört Die Initiative eines Unternehmens, das 
keineswegs das grösste der Branche ist, hat es hier 
offenbar mit einiger Bankhilfe zuwege gebracht, 
das ganze Mühlenbau-Gewerbe unter seiner Führung 
horizontal zusammenschliessen. Das Aktienkapital 
der vier nunmehr von der Greffenius-Gruppe 
kontrollierten Gesellschaften, deren Aktien an der 
Börse eingeführt sind, beträgt rund ohne Berücksichti- 
gung der erst kürzlich zum Teil vorgenommenen 
Erhöhung 28 Mill. M. nominal, was einem Kurs- 
wert von heute etwa 100 Mill. M. entspricht. 
Die Mehrheiten werden natürlich zu billigeren, als 
den heutigen Kursen erworben sein. Die Besitz- 
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Verschiebungen in den Aktien der betreffenden Ge- 
sellschaften haben sich vollzogen, ohne das offen- 
sichtliche, die Kurse phantastisch in die Höhe 
treibende, Kämpfe um die Mehrheit sich an der 
Börse abgespielt haben. Kurssteigerungen der betr. 
Aktien sind in den letzten Monaten nicht ausge- 
blieben; sie waren aber nirgends so erheblich, dass 
die Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit und wie es 
scheint auch die Aufmerksamkeit der Verwaltungs- 
gruppen und der ihnen nahestehenden Banken vor 
der Durchführung der ausschlaggebenden Besitz- 
veränderung erregt worden war. Ob das Ziel, das 
in dem oben wiedergegebenen Communiqu& aus- 
gesprochen ist, und das in der ökonomischen Ver- 
teilung der Arbeit und der Arbeitsgebiete auf die 
einzelnen Betriebe gipfelt, auf die Dauer durchführ- 
bar sein wird, ohne die Schaffung einer engen 
Interessengemeinschaft zwischen den 
5 Unternehmungen darf angezweifelt werden. Aber 
gleichviel, wie sich formal dieser neue Trust der 
Mühlenbau-Industrie weiter entwickelt, der Sache 
nach stellterden horizontalen Zusammen- 
schlusseines Gewerbes dar, in dem die 
Voraussetzung für jene Rationalisierung der Arbeit 
und Erhöhung der Leistungskräfte zu erblicken ist, 
die der deutschen Industrie gerade gegenwärtig 
unter dem Druck der Reparationslasten so dringend 
nottut. Wenn man diese privater Initiative zu dan- 
kenden Fortschritte in der Zusammenfassung von 
Gewerben, für die es jetzt schon einige Beispiele 
gibt, freudig begrüsst, so wird man auf der anderen 
Seite nicht umhin können, zu bedauern, dass es 
immer noch vom Zufall der Klugheit irgend eines 
Industrieführers und der Geschicklichkeit seiner 
Bankhelfer abhängt, ob das geschieht, was doch 
eine Lebensnotwendigkeit der Volkswirtschaft ist. 
Die Beschreitung des Weges, den kluge Wirtschafts- 
führer längst als den richtigen erkannt haben, 
überall zu fördern, wo er beschreitbar ist, unter 
gleichzeitiger Einschaltung gemeinwirt- 
schaftlicher Sicherungen gegen den Miss- 
brauch der Trustmacht, wäre die Aufgabe einer 
Wirtschaftspolitik, die sich der Forderung des Tages 
bewusst ist. 


Herr Geheimer 
„Reichsbanknoten ohne Pinanzrat B astian 


gesetzliche Deckung und Darmstadt Schrei 
Verfall unserer Währung.“ Dit ie ae 


schrift weist im „roten Tag“ vom 12. Mai Herr Finanz 
präsident Dr. Stübben darauf hin, dass dem An- 
schwellen der Notenflut und der Reichsverschuldung 
ein Damm entgegen zu setzen nötig und möglich 
sei. Der Aufsatz empfiehlt Festsetzung einer Ober- 
grenze für die Notenausgabe. Das erinnert an die 
im „toten Tag“ erschienene Anregung des Herrn 
Direktor Jursch von der Deutschen Girozentrale, 
wonach die Gemeinden die Geldmisere zu ihrem 
Teil dadurch bannen sollten, dass sie nicht mehr 


ausgeben als sie haben. Helfen wird das alles nichts. 
Unter dem Zwang der Not (namentlih wenn die 
Geld- und Sachleistungen an die Entente neue 
Banknoten nötig machen) müsste die einmal fest- 
gesetzte, leider nicht festzuhaltende Grenze für die 
Notenausgabe immer wieder hinausgerückt werden. 
Das hätte allerdings dann sein Gutes, wenn es dazu 
zwänge, sich jeweils Rechenschaft zu geben über den 
geldwirtschaftlichen Weg, auf dem wir uns abwärts 
begeben. Aber daran fehlt es nicht. Es fehlt nicht 
an der Diagnose, sondern am therapeutischen Mittel. 
(Ich persönlich bin übrigens nicht der Ansicht, dass 
das Elend allein von der Inflation herkomme, die 
ich nur für mitschuldig halte) Die Gründe für die 
Beseitigung der Deckungsvorschriften der Reichs 
bank scheinen dem Herrn Verfasser nicht bekannt 
zu sein. Wenigstens berücksichtigt er sie nicht. 
Der in dem angezogenen Aufsatz weiter empfohlene 
Ausweg — eine Art Zwangsvergleich mit den 
inländischen Reichsgläubigern einschliesslich 
der Schatzscheininhaber geht m. E. gleichfalls in die 
Irre. Dieses Mittel wäre aber auch der Gipfel der 
Ungerechtigkeit, von anderen Bedenken abgesehen. 
Und wieviele Reichspapiere wären plötzlich nicht 
mehr Inlands- sondern Auslandsbesitz! Türen finden 
sich wenn für den Auslandsbesitz etwas 
besseres gilt als für den Inlandsbesitz! Auch darí 
nicht übersehen werden, dass Abstriche von dem 
Nennwert der Reichsschulden nicht die Banken, die 
Genossenschaften 
allein träfen. 


immer, 


und damit die Genossen usw- 
Die Wirkungen einer solchen Radikal 
kur — übrigens willkürligh an einem Teil von Mark 
vermögen vorgenommen — gingen selbstverständlich 
Richtig ist, dass das Schicksal der Banken 
usw. mehr und mehr sich verflicht mit dem Schicksal 
der Reichsgeldwirtschaft. Das geht uns aber allen 
so, auch wenn wir nicht selber Reichspapiere haben! 
Anregungen der gedachten Art sind jedenfalls nicht 
geeignet, die Wege zur geruhsamen Konsolidierung 
zu ebnen. So will mir wenigstens scheinen Der 
Herr Verfasser wird sagen, dass die Mark mehr wert 
sein würde, worin ein — teilweiser! — Ausgleich 
für den Abstrich läge. Andere aber, die spätel 
Reichspapiere erwerben sollen, werden sich vor 
Erwerbung von Reichspapieren fragen, ob nicht 
wieder solche Kuren nötig werden können, und 
danach handeln Von einem Mann wie Dr. Stübben, 
gleich geschätzt als Fachmann und als Schriftsteller. 
darf man nicht annehmen, dass er diese Bedenken 
übersehen haben könnte. Es wäre also eine Er 
gänzung seines ersten Aufsatzes erwünscht. Aus 
sichtsreicher liegen m. E. die Dinge hinsichtlich def 
Schaffung eines Zahlungs Instruments für den 
Auslandsverkehr, eines das nicht 
zusammenhängt mit der Ausgabe der landläufigen 
Noten. Es wäre dankenswert, wenn sich der Hen 
Verfasser des Näheren äussern wollte, wie in diese! 
Richtung seıne Gedanken sind.“ 


weiter. 


Instruments, 


Herr E. Löwinger schreibt: 
„In Italien wird der Wunsch 
immer intensiver, zu den 
dort veranstalteten Mustermessen möglichst viele 
deutsche Aussteller heranzuziehen. Die Beweggründe 
für diese Erscheinung sind zweierlei Art. Erstens 
wünscht jede Mustermesseleitung eine recht starke 
Beschickung und einen recht starken Besuch aus 
leicht begreiflichen finanziellen Motiven, und zweitens 
möchte doch die italienische Industrie auf möglichst 
bequeme Weise unterrichtet sein über die Fort 
schritte, die die deutschen Fabrikanten gemacht haben. 
Aus diesen Erwägungen haben sich italienische 
Mustermessverwaltungen veranlasst gefunden, durch 
eine rege Agitation in Deutschland die Aufmerksam 
keit der interessierten Kreise auf die italienischen 
Veranstaltungen zu lenken. Zu diesem Behufe ist 
ein wohlorganisiertes Agentennetz in Deutschland 
etabliert worden. Wir werden in den nächsten Mo- 
naten Gelegenheit haben, zu beobachten, wie diesc 
Einrichtung funktioniert. Für den deutschen Aus- 
steller kommen aber Rücksichten in Betracht, die 
man bisher anscheinend nicht genügend beachfet 
hat. So sehr wir vom deutschen Standpunkte aus 
wünschen, dass unser Aussenhandel blühe, und so 
sehr wir es deshalb gutheissen, dass ausländische 
Mustermessen von uns beschickt werden, SO erscheint 
es doch wesentlich, darüber rechtzeitig unterrichtet 
zu werden, ob die italienische Regierung auch ge- 
willt ist, Binfuhrerlaubnis für alle jene 
Waren zu bewilligen, die deutscherseits bei 
den italienischen Mustermessen ZUuT Schau gestellt 
werden. Dass unsere Muster anstandslos nach 
Italien gelassen werden, wollen wir gerne glauben. 
Aber damit ist dem deutschen Fabrikanten und 
Exporteur wenig geholfen, wenn es ihm hinterher 
unmöglich gemacht wird, die in Italien aufgenom 
menen Bestellungen auch tatsächlich auszuführen, 
weil, aus welchen Gründen immer, im letzten Augen 
blick die Einfuhrbewilligung versagt wird. Es stellt 
sich also die Notwendigkeit heraus, von dem 
italienischen Kunden zu verlangen, er möge gleich 
zeitig mit der Bestellung auch die Einfuhrbewilligung 
‚aushändigen, oder er möge wenigstens Garantien 
geben, die den deutschen Lieferanten vor den 
Folgen schützen, die sich ergeben sollten, wenn der 
italienische Käufer die Einfuhrbewilligung nicht er 
hält. Soweit wir unterrichtet sind, hat bisher haupt 
sächlich die Mustermesse in Padua sich dafür ein 
gesetzt, eine besondere Organisation in Deutschland 
zu schaffen, die ihr die Gewähr dafür bietet, dass 
die deutsche Oeffentlichkeit für diese italienische 
Veranstaltung entsprechend bearbeitet wird. Die 
Erwartungen der Herren in Padua dürften sich auch 
erfüllen, namentlich weil sie es verstanden haben, 
die richtigen deutschen Verbindungen 1 
Fällt das Experiment gut aus, 80 ist damit zu 
rechnen, dass auch die anderen italienischen Messe 
leitungen den gleichen Weg beschreiten werden. 

Auch in Spanien scheint man den Wunsch zu hegen, 
Mustermessen reichlicher als bis- 


Deutsche Aussteller 
in Italien und Spanien. 
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her von deutscher Seite beschickt zu sehen. In 
Spanien ist man auf das neue italienische Propaganda! 
system aufmerksam geworden. Die spanischen Fach- 
blätter widmen diesem neuen Aufgabenkreis lange 
Aufsätze, in denen dargetan wird, welche Be y 
es für die spanischen Veranstaltungen dieser FE 
hätte, wenn sich in Deutschland ein ausgebildetes 
Vertreternetz für die Beschickung der spanischen 
Messen einrichten liesse. Die Zukunft wird zeigen 
inwieweit unsere deutschen Exporteure und Fabri 
kanten von dieser Konstellation Nutzen zu ziehen 
in der Lage sein werden. 


Börse und Geldmarkt. 


Der Aufwärtsbewegung der deutschen Mark an 
den Geldbörsen nach der Annahme des Ultimatums 
ist unter der Einwirkung der Anschaffungen für die 
ersten Barzahlungen und unter der Ernüchterung 
die die Umrisse der neuen Steuerpläne Her 
mussten, bald wieder eine Abschwächung gefolgt 
die gegen Ende der ersten Juniwoche den Markkurs 
in New York, der bis auf über 1.70 gestiegen war 
wieder bis ungefähr auf 1.55 herabsinken liess, 
200 Millionen Goldmark sind bisher in -bar ant 
worden. 800 Millionen Goldmark sind in Wechseln, 
die am 31. August fällig werden und die das Giro 
der D.-Banken tragen, der Reparationskommission 
übergeben worden. Dieser Betrag muss also bis zum 
Fälligkeitsdatum in Devisen angeschafft werden, oder 
es muss auf den Metallbestand der Reichsbank zurück- 
gegriffen werden. Mit der Beschaffung dieser 800 Mill. 
tritt aber nur eine Atempause ein. Innerhalb der 
nächsten sechs Monate werden weitere 600 Mill. 
Goldmark in fremden Zahlungsmitteln anzuschaffen 
sein. D. h. das Problem der Devisenbeschaffung wird 
das ganze Jahr hindurch überaus ernst sein, besonders 
wenn man berücksichtigt, dass die Aussicht auf 
steigenden Export angesichts der Krisis an den Waren 
märkten der Welt keineswegs als sehr günstig anzu- 
sehen ist. Es ist begreiflich, dass angesichts der 
Probleme, vor die das Reich schon allein in bezug 
auf die Heranschaffung der notwendigen Zahlungs- 
mittel in fremder Währung gestellt ist, ganz abge- 
sehen von der inneren Lösung des Finanzprogramms 
die Ideen wieder in den Vordergrund gerückt 
werden, ob durch eine Beschlagnahme gehamsterter 
Devisenbestände. die sicherlich in nicht unerheblichem 
Umfange vorhanden sind, und durch ein Verfahren 
der automatischen Zuführung von Devisen der Export- 
industrie und des Exporthandels an die Reichskasse 
Vorteile erzielt werden können. Grundsätzlich TATE 
eine Beschlagnahme der gehamsterten Devisen ohne 
Zweifel sehr zu begrüssen. Die Frage ist aber, ob 
diese Aufgabe technisch durchführbar ist, und ob sie 
einen nennenswerten Erfolg verspricht. $ 

Wie ernst das ganze Problem der von de 
Reparationslasten zu erwartenden Inflation und ihr 4 
Rückwirkungen auf die Wechselkurse ist, beweist 10 
Blick auf die bisher nur in groben Umrissen 555 
kannten Steuerprojekte des Reichs. Ho bedeutet 12 
nur ein Beispiel herauszugreifen, die Differenz 
zwischen den heutigen Kohlenpreisen und den Welt. 
marktspreisen, die zugunsten der Reichskasse ah 
geschöpft werden soll, zwar auf der einen Seite eine 
Erhöhung der zu beanspruchenden Gutschrift = 


Kohlenlieferungfn auf dem Reparationskonto, auf 
der anderen Seite aber auch den Anstoss oder 
vielmehr einen von vielen Anstössen für neue 
Steigerungen des Preisniveaus im Inland. Einer Auf- 


Plutus-Merktaſel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:) 


Bankausweis New York. — G.- . Erz- 
gebirgische Dynamitfabrik, C. & G. 
Müller, Speisefettfabrik, Bergbau-A.-G. 
Justus, Reiss & Martin, Deutsche 
Eisenbahn - Gesellschaft Frankfurt. 
Schluss des Bezugsrechts Portland- 
Cementfabrik Schwanebeck, Bezugs- 
rechts Aktien Griesbeim Elektron. 


| @.-V.: Enzinger Werke, Oelwerke Stern- 
Sonneborn. 
G.- V.: Ilseder Hütte, Zuckerfabrik Frau- 
Diensta Stadt, Grosse Kasseler Strassenbahn, 
14 Juni | Allianz Versicherungs- Ges., Dyckers- 
A | hof & Widmann — Schluss des Be- 
i|  zugsrechts Varziner Papierfabrik. 


Reichsbankausweis. — G.-V.: Württem- 
bergische Bankanstalt Pflaum, Würt- 
tembergische Vereinsbank, Siegener 
Bank, Sächsische Maschinenfabrik Hart- 
mann, Norddeutsche Tricotweberei 
Leonhard Sprick. — Schluss des Be- 

||  zugsrechts Höchster Farbwerke, Be- 

zugsrechts Aachener Lederfabrik, Schluss 
des Bezugsrechts Bayerische Spiegel- 
| glasfabriken. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. @.-V.: Lübeck - Büchener 
Eisenbahn, Böddinghaus Reimann & Co. 

Schluss des Bezugsrechts Adler 
Deutsche Portland - Cementfabrik, Be- 
zugsrechts Tonwaren - Industrie Wies- 
loch. 

@.-V.: Teltower Boden-A.-G., Marienborn- 
Beendorfer Kleinbahn, Gebr. Goedhart 
Düsseldorf, Walzengiesserei Kölsch. — 
Schluss des Bezugsrechts Sächsische 
Wollgarnfabrik vorm. Tittel & Krüger, 
Bezugsrechts Eisenbahnsignal-Bauanstalt 
Max Jüdel & Co. 


Bankausweis New York. — @.-Y.. Poncet 


Sonnabend, | 
11. Juni 


Montag, 
13. Juni 


Mittwoch, 
15. Juni 


Donnerstag, 
16. Juni 


Freitag, 
17. Juni 


Felten & Guilleaume Carlswerk, Braun- 
koblenwerke Borna, Ver. Ultramarin 
fabriken vorm. Leverkus, Sondermann & 
Stier A.-G. Chemnitz, Westfäl. Kupfer- 
und Messingwerke Noell. — Schluss 
des Bezugsrechts Allgemeine Gas-Akt.- 
Ges. Magdeburg, Bezugsrechts Fuchs 
Waggonfabrik. 


@.-V.: Halberstadt-Blankenburger Eisen- 
bahn, Hotelbetriebs-A.-G., Niederrhei- 
nische A.-G. für Lederfabrikation, (Spier) 
Wickrath, Zellstofffabrik Waldhof. 
Schluss des Bezugsrechts Sachsenwerk 

Licht und Kraft, Bezugsrechts Schle- 

sische Mühlenwerke. 


Sonnabend, 
18. Juni 


2) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nieht bestimmen 
lassen. 


Glashüttenwerke, Eisenwerk L. Meyer jr., 
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| G.-V.: Deutsche Solvay-Werke, Braun- 

|  schweigische Landes-Eisenbahn- Akt,- 

Ges. für Montanindustrie, Kaliwerke 

Friedrichshall, Bremer Linoleumwerke 
Delmenhorst, Germania Lebensversiche- 
rungs-Gesellschaft Stettin. — Schluss 
des Bezugsrechts Viersener Spinnerei, 
Bezugsrechts Th. Goldschmidt A.-G. 
Essen. 

@.-V.: Deutsche Effekten- und Wechsel- 
bank, Deutsch-Australische Dampfschiff- 
fahrts-Gesellschaft, Deutsche Gussstahl- 
kugel- und Maschinenfabrik. — Schluss 
des Bezugsrechts Aktien Farbenfabriken 
vorm. Friedr. Bayer. 

| Ironage-Bericht. Bankausweise Lon- 

| don, Paris. — Reichsbankausweis. — 

\ G.-V.: Kraftübertragswerke Rheinfelden, 

|  BerlinischeLebensversicherung,Lingner- 

Werke, National-Film-A.-G. — Schluss 
| des Bezugsrechts Leinengarnspinnerei 

Renner. 

@.-V.: Brauerei Gottlieb Büchner, Phönix 
Akt.-Ges. für Braunkohlenverwertung. 


Verlosungen: 
20. Juni: Congo 100 Fr. (1888), 3%, 
Pariser 400 Fr. (1911). 22, Juni: 
Credit foncier de France 21/,°/, Pfdbr. 
(1895), 2%/,%, Comm.-Obl. (1892), 3% 
1906, 1912). 30. Juni: Braunschweiger 
20 Tir. 1868, Venediger 30 Lire (1869). 


Dienstag, 
21. Juni 


| 


Mittwoch, 
22. Juni 


Donnerstag, 
23. Juni 


Freitag, 
24. Juni 


wärtsbewegung der Preise werden aber unvermeidlich 
neue Kämpfe um erhöhte Löhne und Gehälter, auch 
Beamtengehälter, folgen. Das bedeutet direkt und 
indirekt wieder einen Anreiz zu vermehrter Aufnahme 
von schwebenden Schulden und zu vermehrter Arbeit 
der Notenpresse. Zu diesen Zukunftssorgen kommt 
die Gegenwartserscheinung hinzu, das der Reichsbank- 
ausweis vom 31. Mai bereits eine Steigerung des 
Notenumlaufs unter Berücksichtigung eines ver- 
minderten Umlaufs an Darlehnskassenscheinen von 
1.86 Milliarden ergab. Das sind alles Gründe genug, 
um die Markhausse nach der Ultimatumsannahme 
schnell wieder verfliegen zu lassen. 

Die pessimistische Beurteilung des Valutamarktes 
hat auch jetzt wieder zu einer Rückwirkung auf den 
Aktienmarkt im belebenden Sinne geführt. Angeregt 
wird die Kauf und Spekulationslust am Aktienmarkt 
nach wie vor durch die Fülle wertvoller Bezugsrechte, 
diebeiden notwendiggewordenenKapitalserhöhungen 
eingeräumt werden. Es ist nicht zum Nutzen der 
Solidität der deutschen Grossunternehmer ganz ausser 
Mode gekommen, bei der Ausgabe neuer Aktien 
auch nur einigermassen das Agio zugunsten der 
Gesellschaften auszunutzen. Besonders ist die lange 
erwartete, nunmehr angekündigte Kapitalserhöhung 
der Phönix A.G. für Bergbau und Hüttenbetrieb, 
bei der eine Erhöhung des Aktienkapitals um 129 
auf275Millionen Mark vorgeschlagen wird, zubeachten. 
Aufjede alte Aktie wird eine neue Aktie zum Kurse 
von110% den alten Aktionären zum Bezuge angeboten. 
Also auch hier wird reichlich Wasser in das Aktien- 
kapital geschüttet zur Freude der gegenwärtigen 
Aktionäre, aber kaum im Interesse der Erhaltung der 
Industrie in den Zeiten der Krise, die auch die 
deutsche Wirtschaft heimsuchen werden und von 
denen wir nur nicht wissen, wie lange einc wachsende 
Inflation sie verschleiern wird, Justus. 
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Herausgebers. 


nfte über die Solidität und den Ruf von Firmen 
Auskünfte sind nach bestem Wissen 
Die Auskunfterteilung ist jedoch 


eventuell nach eingehender Erkundigung ut ; 
ng des Herausgebers, für die er kein vertragliches Obligo übernimmt. 


eine durchaus freiwillige Leistu 


ie E S. Hamburg. Anfrage; Ich gestatte mir 

wo öfliche Anfrage an Sie zu richten, ob Sie mir 

| von der Aktiengesellschaft Schloßbrauerei 

1 30. September 1908 
918 aufgeben können. 

Se ntwort: Die Aktien der Aktiengesellschaft 
Ossbrauerei Schöneberg standen am 


30. September 1908 194.25 
30. 1909 191.00 


Meue Eiteratur der 


er 3 
Herausgeber des Plutus behält sich vor, 3 
zu besprechen. Vorläufig werden sie an diese 


dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von j 
des Betrages oder gegen Nachina 
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E und Börsenwesen. Eine gemein- 
br ständliche Darstellung von Reg. Rat Professor 
Stu, Georg Obst, Bankdirektor a. D. 15. voll- 
It ndig umgearbeitete Auflage. 61. bis 65. Tausend. 
Mm apart 1921. Carl Ernst Poeschel Verlag. Preis 


bela. Bank- 


Geld und Geldsurrogate. Ursprung und 
icklung des Geldes. . Wesen des Geldes. 
8 ährungsfrage. — Münztechnisches Geld 
der Sate. Banken und Bankgeschäfte. Skizze 
` „geschichtlichen Entwicklung des Bankwesen®. 
an der Banken. Passivgeschäfte der Banken. 
Gesa ivgeschäfte der Banken. Die indifferenten 
Sati äfte der Banken. Staatsinstiture Organi- 

Be, der grossen ausländischen Notenbanken. 
sch; örse und Börsengeschäfte, — Skizze der ge 
tlighen Entwicklung der Börse — Arten der 
n. — Organisation der Börse. Zulassung 
ertpapieren zum Börsenhandel. — Arten der 
te Börse gehandelten Wertpapiere. „ Def 
besch. auftrag. Die Kurse. Arten dei Börsen- 

äfte Arbitragen. — Literaturübersicht. 
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die hier aufgeführten 
r Stelle mit aus 


eder Buchhandlung 
hme von der Sortiments" 


30. September 1910 . 204.00 
30. À 1911 228.00 
30 1912 224 00 
30. IS 220.00 


Für den 30. September 1914 bis 1918 können wir 
Ihnen keinerlei Notierungen aufgeben, da ja, wie Sie 
wissen, während der Kriegszeit eine amtliche 
Notierung nicht erfolgt ist. 


Plutus-Archiv. 
Mofkswirkfehaft und des (Rechts. 


Eingänge an Neuerscheinungen besonders 
führlicher Inhaltsangabe registriert.) * 


des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen Voreinsendung 


Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Vertragstreue u. Nichtzumutbarkeit der Leistung. 
Von Dr. jur. Hans Carl Nipperdey, Privatdozent 
der Rechte a. d. Universität Jena. Leipzig 1921 
J. Bensheimer, Mannheim, Berlin, Leipzig. Preis 
M. 5.—. 

Die theoretische Grundlegung der Nichtz 

Nichtzumutbarkeit und treue 


barkeit. 

Voraussetzungen der Nichtzumutbarkeit. Die 
Wirkungen der Nichtzumutbarkeit Anmerkungen 

und Quellenangaben. 8 
nie Lage nach der Londover Konferenz. Berli 
1921. Zentralverlag e ee eee Preis M 3— F 
Die Vorgeschichte. Die Konferenz. — Der 
Bericht Dr. Simons über die Konferenz. — Die 
Sanktionen. Schlussbetrachtungen. i 
Vam schlechten zum rechten Handelsbrief. Vo 
ie n 


Hans Gloy- Hamburg 1921. Hanseati 
lagsanstalt. Preis M. 8 eatische Ver- 
Flammen. Roman von Helene Kalisch. Verlag 


Ullstein & Co., Berlin. Preis M. 4.80. i E 
aus dem Berliner Geschäftsleben. s Ein Roman 


Die Reichsfinanzen auf Grund der Reform von 
1919/20. Von Dr. Erwin Respondek. Hilfs- 
arbeiter im Reichsfinanzministerium. Berlin und 
Leipzig 1921. Vereinigung wissenschaftlicher Ver- 
leger, Walter de Gruyter & Co. Preis M. 28.— 
geheftet. 


Neuordnung im Reichshaushalt. Der Haushalt 
im Kriege. Der neue Haushalt. — Neuordnung 
in der Besteuerung des Vermögens und Einkommens. 
— Die Kriegssteuern. — Die Vermögenssteuern. — 
Reichsnotopfer. — Besitzsteuer. — Erbschaftssteuer. 
— Die Einkommensteuern. — Einkommensteuer. 
Kapitalertragssteuer. — Körperschaftssteuer. — Neu- 
ordnung in der Finanzhoheit und verwaltung. 
Das Landessteuergesetz. — Steuerhoheit zwischen 
Reich und Ländern (Gemeinden). — Die Reichs- 
abgabenordnung. — Reichssteuerverwaltung. — 
Reichssteuerrecht. 


Die sozialpolitische Gesetzgebung. Von Prof. Dr. 
Kaskel. Staat u. Wirtschaft, Einzeldarstellungen 
in Grundrissen. Berlin 1921. Zentralverlag G. m. 
b.H., Berlin. Preis M. 2.50. 

Entstehung. — Die Entwicklung. — Die Arbeiter- 


versicherung. Unfallversicherung. — Die Kranken- 
versicherung. — Die Invalidenversicherung. — Der 
Arbeiterschutz. — Der Arbeitsvertrag. — Die Arbeits- 
verfassung. — Arbeitsstreitigkeiten. — Ausblick. 


Die Aufgaben der Kommunalpolitik. Von Staats- 
sekretär P. Hirsch, Ministerpräsidenta.D. Staat 
und Wirtschaft, Einzeldarstellungen in Grundrissen. 
Berlin 1921. Zentralverlag G. m. b. H., Berlin. 
Preis M. 2.50. 

Einleitung. — Die Aufgaben der Gemeinden. — 
Gleiches Wahlrecht und gleiche Pflichten. — Zu- 
stände und Aufgaben. Arbeitslosigkeit. — Unter- 
ernährung — Wohnungsnot. — Hygienische Ein- 
richtungen. Hebammenwesen. — Ansteckungs- 
krankheiten. Geburtenrückgang. — Säuglings- u. 
Kindersterblichkeit. Schwindsucht. — Geschlechts- 
krankheiten. — Alkoholismus. Jugendpflege. 
Volksbildungswesen. — Bevölkerungspolitik. 
Hebung der Volksschulen. — Theater. — Kunst und 
Wissenschaft. — Familienfürsorge. — Wohnungs- 
fürsorge. -- Schlafstellenwesen. Bauordnung. — 
Verkehr. Mietskase nen u. Bevölkerungsabnahme. 
— Kleinwohnungsbau. — Jugend- und Ammenfür- 
sorge. — Fürsorgeerziehung. Krüppelfürsorge. — 
Jugendämter. Ammenpflege. Armen-Kranken- 
pflege. Vorbeugende Armenpflege. — Arbeits- 
losen versicherung. Waisenpflege. Berufsvor- 
mundschaft. Ausblick. 


Das polnische Valuta-Gesetz und die deutschen 
Gläubiger. Von Justizrat Wagner-Berlin, Syn- 
dikus des Vereins Berliner Kaufleute. Heraus- 
gegeben vom Deutschen Ostmarken-Verein, Berlin 
1920. Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht. 
Preis M. 2,10. 


Besoldungsgesetz für die Reichsbeamten vom 
30. April 1920 nebst Besoldungsverordnungen, 
Diätenordnung. Textausgabe mit Teilen der amtl. 
Begründung, den vollständigen Ausführungsbestim- 
mungen, Amtsbezeichnungsregister und Sachver- 
zeichnis. Von Otto Ruthenberg, Geh. exped. 
Sekretär im Reichsjustizministerium. Verlag von 
Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin 1920. Preis 
M. 13,50. 


Aufgaben der deutschen Gemeindepolitik nach 
dem Kriege. Verfassungs- und Verwaltungsfragen. 
— Finanzwesen, Armen- und Waisenpflege. — 
Arbeitslosenfürsorge von Paul Hirsch. Sozial- 
Wissenschaftliche Bibliothek. 2. Band. Dritte er- 
weiterte Auflage. I. Teil. Berlin 1921. Verlag für 
Sozial- Wissenschaft G. m. b. H., Berlin SW. 68. 
Preis M. 5,50. | 
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Ungarische Jahrbücher. Herausgegeben v. Roben 
Gragger. Berlin und Leipzig 1921. Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger. Walter de Gruyter & CO. 
Band I. Heft 1. Preis des Bandes M. 24,—. 


Robert Gragger: Unser Arbeitsplan. — Ladis 
laus von Buday: Die Bevölkerungsbewegung A 
Ungarn. — Joseph R. Thim: Die Gründungsv® 
suche Jugoslawiens 1848/49. — Albert von Fuch“, 
Skizze des ungarischen Bankwesens. — Edm un 
von Viezian: Die Wasserkraft der Donau. — Euge! f 
von Kvassay: Die Donau vom Standpunkt der 
Schiffahrt. — Kleine Mitteilungen. — Das ungarische 
Institut an der Universität Berlin. — Die Gesellscha 
der Freunde des Ungarischen Instituts. Bibliographiè 


Zur Reform der Industriekartelle, Kritische Studie? 
von Dr. S. Tschierschky. Berlin 1921. Verla 
von Julius Springer. Preis M. 13,20. F 

Rückblicke. — Kartelle und Kriegswirtschaft. 

Kartellkämpfe in der Uebergangswirtschaft. — Re 

formen. 


Der Begriff des angemessenen Preises. Von pr 
Manfred Lehmann. Arbeiten zum Handel” 
Gewerbe- und Landwirtschaftsrecht. Herausgeg% 
von Prof. Dr. E. Heymann, Berlin. Nr. Br 
Marburg in Hessen. 1921. N. G. Elwertsche Ve 
lagsbuchhandlung, G. Braun. Preis M. 25,—. 


Einstein, Einblicke in seine dedankenwelt 
Gemeinverständliche Betrachtungen über die Relat 
'vitäts-Theorie und ein neues Welt-System, en 
wickelt aus Gesprächen mit Einstein v. Alexande 
Moszkowski. 1921. Hoffmann und Campi 
Hamburg, F. Fontane & Co, Berlin. Preis g 
M 15.—, geb. M 20.—. 


Das Betriebsrätegesetz. Textausgabe mit eine! 
Anhang: Wahlordnung. Berlin 1920. Zentralven 
G. m. b. H. Preis & 2.50. 


Das Betrlebsbllanzgesetz mit ausführlichen u 
läuterungen und zahlreichen Beispielen aus e 
Bilanzpraxis. Bearbeitet von W. Bösche, he 
werkschaftssekretär, und M. Müller, Bücherrevize, 
Vierte Schrift des Gewerkschaftsbundes der * 
gestellten (GDA.). Herausgegeben von der Son 
politischen Abteilung des Gewerkschaftsbund“ 
der Angestellten (GDA.), Berlin SW.68. Preis M.. 

Zweck und Werdegang des Gesetzes. Die g^i 
legenden Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes pr 

Erläuterungen. — Das Betriebsbilanzgesetz mit Ge 

läuterungen. Was ist eine Bilanz? — Die 

winn- u. Verlustrechnung. — Zusammenhang zwisa 

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung. Tae" 

gesetzlichen Bewertungsvorschriften. — Die Abs 

bungen. — Offene und stille Reserven. — Der f 

setzliche Reservefonds. — Die Veröffentlichung “a. 

Bilanzen. — Verdunkelungen und Verschleierung 

— Das Lesen der Bilanzen. 


0% 
Der Österreichische Volkswirt. Herausgegeben Wg 
a 


Walter Federn und Dr. Gustav Stolper. März 
13.Jahrg. Nr. 24. Wien IX, Porzellangasse 27. f 
Jahresabonnement beträgt für Deutschland, Ha 
blatt allein: -æ 80. , mit der Beilage „Die Bilan“ 
-m 100.—. * 
Kriegsentschädigung. Von Dr. G. St. — lasse 
mäßiger Zusammenschluß der geistigen Arbe 
Von Dr. Otto Leichter. — Aus der Woche: or 
Bericht des Budgetausschusses über den Staate is 
anschlag. — Die Vorauszahlungen auf die Vermöß? en 
abgabe. — Die lex Länderbank. Die deutse 
Nordseehäfen und Deutschösterreich. 9 


* 
Technik und Rechtskunde in der Eisenbahn“ 
waltung. Von R. v. Kienitz, Geh. Oberregieru gel 
rat. Berlin 1921. Verlag von Julius Sp” 
Preis M. 3.60. 


